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Danzigs Zahlungsbilanz 


Auf dem Wege zur Konſolidierung der Wirtſchafts- und Währungsverhältniſſe der 
Freien Stadt Danzig wurden ſeit dem vergangenem Jahre beachtliche Fortſchritte erzielt. 
Die im Vorjahr bewerkſtelligte Neuregelung der Auslandsſchulden ermög⸗ 
lichte dank der jährlichen Einſparungen in Höhe von 4 Mill. Gulden eine Senkung der 
Einkommenſteuer und brachte auch der Danziger Zahlungsbilanz eine gewiſſe Entlaflung, 
Die Ausbalanzierung der Zahlungsbilanz ift bei einem fo kleinen Währungsgebiet, 
wie es die Freie Stadt Danzig iſt, keine einfache Aufgabe, insbeſondere wenn man 
bedenkt, daß Danzig wie kein anderer Schuldnerſtaat unter dem Druckeines außer- 
ordentlichen Importzwanges ſteht und in ſeiner Zahlungsbilanz die Zufalls⸗ 
momente und Imponderabilien eine beſondere Rolle ſpielen. Die Notwendigkeit, für den 
ftarfen zwangsläufigen Warenbezug aus dem Auslande die erforderlichen 
Deviſen aufzubringen, beeinflußt und beſtimmt die geſamte Wirtſchafts⸗, 
Finanz⸗ und Währungspolitik der Freien Stadt und gibt, wie es in dem kürzlich veröffent⸗ 
lichten Verwaltungsbericht der Bank von Danzig heißt, der deviſenſchaffenden Ausfuhr in 
Form von Warenausfuhr und Dienſtleiſtungen im Hafenumſchlag, Durchgangshandel uſw. 
eine für die Lebensfähigkeit Danzigs entſcheidende Bedeutung. 

Bemerkenswert ſind in dieſem Zuſammenhang die Angaben des Bankberichts über die 
Höhe des Danziger Imports, berechnet pro Kopf der Bevölkerung 
nach dem Stande von 1936, ſowie der daran geknüpfte Vergleich mit anderen Ländern, 
die ähnlich wie die Freie Stadt Danzig, zur Gruppe der Schuld nerſtaaten 
zu zählen ſind: Freie Stadt Danzig 393 Gulden (1937: 429 Gulden), Deutſches Reich 
134 Gulden, Polen 31 Gulden, Ungarn 47 Gulden, Rumänien 32 Gulden. Nur einige 
weſteuropäiſche Gläubiger ſtaaten weiſen noch einen fo hohen Warenimport für den 
Eigenbedarf auf wie Danzig. In abſoluten Zahlen hat die Freie Stadt Danzig zur 
Deckung ihres Eigenbedarfs im Jahre 1936 nicht weniger als 155,2 Millionen Gulden 
und im Jahre 1537 fogar 474,8 Millionen Gulden verbraucht. Nach Bezugsländern 
gegliedert, ergibt ſich folgendes Bild: Es betrug die Einfuhr Danzigs in den Jahren 
(1936) und 1937 aus 


Polen (115,0 Mill. Gulden) 127,1 Mill. Gulden 
Deutſchland . (285,3 „ ee) 25,2 „ m 
England . ( 59 „ „ 2 10, „ „ 
ſonſtigen Ländern. (8,6 „ „5 9 9,0 „ 1 


Die Bezugsziffern Danzigs nach Herkunftsländern ſind beſonders aufſchluß⸗ 
reich, weil ſie zum erſten Mal ein klares Bild von der Befriedigung des Danziger Eigen⸗ 
bedarfs aus dem Währungsauslande vermitteln und die groben Schätzungen, auf die 
man bisher angewieſen war, durch amtliches ſtatiſtiſches Material 1 Die bisherigen 
Schwierigkeiten, derartige exakte Berechnungen über die Danziger areneinfuhr vor⸗ 
zunehmen, beruhen auf dem Umftande, daß Danzig als Teil des polni ſchen 3 oll⸗ 
inlandes mit Polen eine gemeinſame Außenhandelsſtatiſtik führt und der Wareneingang 
und Warenausgang auf Danziger Hoheitsgebiet nicht befonders erfaßt werden. Erft durch 
die Einführung der Deviſenbewirtſchaftung in Danzig iſt die Möglichkeit eröffnet worden, 


217 


den Bezug von ren, die für den Eigenbedarf des Danziger Wir tſehaftsgebietes beſtimmt 
ſind, über 1 Uleberwachungsſtelle für 9 EARI mit dem 
Währungsauslande ſtatiſtiſch zu erfaſſen. , 

Die auf diefe Weife erlangfen ‚Unterlagen infereffieren vor allem vom Standpunkt der 
Entwicklung der Danzig⸗-polniſchen Wirtſchaftsbezie hungen, 
denn fie zeigen, daß Danzig — was durch die polniſche Außenhandelsſtatiſtik nicht zum 
Ausdruck kommt und von gewiſſen polniſchen Kreiſen dazu ausgenutzt wird, immer nur 
von Danziger Begünſtigungen durch Polen zu ſprechen — einer der 
wichtigſten Abnehmer polniſcher Erzeugniffe ift. Reiht man Danzig 
in die Lifte der auswärtigen Bezieher polniſcher Produkte ein, fo zeigt fich unter Zugrunde⸗ 
legung der Geſamtziffern der amtlichen polniſchen Außenhandelsſtatiſtik, daß der Danziger 
Markt im Jahre 1936 mit 10,1 v. H. und im Jahre 1937 mit 9,6 v. H. (nach England 
und Deutſchland) der drittgrößte Abnehmer Poleng geweſen ift und daß 
Danzigs Anteil am polniſchen xport den Anteil einer Reihe von Ländern, wie der Ver⸗ 
einigten Staaten (mit 9,5 v. H.), Schwedens (mit 5,7 v. H.), Belgiens (mit 5,2 v. H.), 
der Tſchecho⸗Slowakei (mit 3,9 v. H.), Hollands (mit 4,6 b. H.) und Frankreichs (mit 
3,7 v. H.), denen die polniſche Außenhandelspolitik die größte Pflege angedeihen läßt 
und denen gegenüber ſie ſich keineswegs der Notwendigkeit entſprechender Gegenleiſtungen 
au dem Gebiete des Warenimports enthebt, zum Teil befrádtlid 
überfteige. 

Im Falle Danzigs aber iäßt Polen das Verſtändnis für einen 
gerechten Ausgleich in den gegenſeitigen Wirtſchaftsbeziehun⸗ 
gen vermiſſen. Wenn fih auch in Ermangelung ſtatiſtiſcher Unterlagen der Wert 
der Danziger Waren aus fuhr nach Polen nicht ganz genau feſtſtellen läßt, bleibt die 
Abnahme Danziger Erzeugniſſe durch Polen (nicht zuletzt wegen der ſchmalen 
polniſchen Einfuhrkontingente, die auf Danzig entfallen) nach Schätzungen der Danziger 
Induſtrie⸗ und Handelskammer um viele Millionen Gulden zurück. Das da⸗ 
durch entſtehende Defizit der Danziger Handelsbilanz gegenüber Polen muß Danzig 
aus ſeinen Deviſeneinnahmen aus dem Tranſithandel und dem 
Umſchlag im Danziger Hafen abdecken. 

Danzig kann ſich jedoch die erhebliche Wareneinfuhr aus Polen, die 
auf der Enfahrſeite Danzigs mit 74 v. H. an erſter Stelle ſteht, künftig nur dann 
leiſten, wenn ihm neben den Deviſeneingängen aus eigner Warenausfuhr fortlaufend 
bedeutende Deviſeneinnahmen aus dem Hafenumſchlag und dem Tranſithandel zufließen. 
Die Deviſeneinkünfte aus der Kommiſſions-, Speditions- und 
M aklertätig keit im Hafenbetrieb und im Durchgangshandel unterliegen aber 
großen Schwankungen und weiſen eine ſinkende Tendenz auf. Ohne Zweifel iſt 
das die Folge der erheblichen Strukturänderungen, denen der Danziger Handel haupf: 
ſäch lich wegen der Abwanderung verſchie dener Warengruppen 
nach dem polniſchen Hafen in Gdingen ſeit einer ganzen Reihe von Jahren 
unterworfen iſt. Es zeigt ſich insbeſondere, daß der Umſchlag wertvoller Stückgüter 
im Danziger Hafen außerordentlich ſtark zurückgegangen iſt, wobei auch der Danziger 
Eigenhandel in dieſen Waren ſtändig an Bedeutung verliert, während auf der anderen 
Seite eine Zunahme des ſeewärtigen Imports geringwertiger Durchgangs— 


—— . EE EEEE EEEE 


„Wir verwerfen die Fabel vom rein tſchechiſchen Staat, von der tſchechoſlowakiſchen 
Nation und von der tſchechoſlowakiſchen Sprache als mit den Tatſachen handgreiflich im 
Widerspruch ſtehend. Wir werden niemals die Tſchechen als Herren anerkennen, niemals 
uns als Knechte in dieſen Staat fügen. Unrecht kann auch durch tauſendjährige Uebung 
niemals Recht werden, inſolange es nicht von den Betroffenen ſelbſt auf Grund freier 
Entſchließung anerkannt wurde, und wir verkünden demnach feierlich, daß wir niemals 
aufhören werden, die Selbſtbeſtimmung unſeres Volkes zu fordern, daß wir dies als 
den oberſten Grundſatz aller unſerer Maßnahmen und unſeres Verhältniſſes zu dieſem 
Staate, den gegenwärtigen Zuſtand aber als unſerer unwürdig und mit den Grund⸗ 
ſätzen moderner Entwicklung unvereinbar betrachten.“ 


Aus der Staatsrechtlichen Erklärung der deutſchen 
Abgeordneten im Prager Parlament vom 26. Mai 1920. 
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maſſengüter, vor allem von Schwefelkies und Eiſenerzen zu verzeichnen iſt. Die 
unausbleibliche Folge dieſer ungünſtigen Strukturveränderung in der Wareneinfuhr über 
den Danziger Hafen, iſt ein Rückgang des aus dieſen Handelszweigen ſtammenden 
Deviſenanfalls. 

Aehnliche Tendenzen machen fih in der ſeewärtigen Waren aus fuhr über den 
Danziger Hafen bemerkbar. Der Ulmſchlag des geringwertigen Durchgangs⸗ 
maſſengutes, der Steinkohle, erfuhr im verfloſſenen Jahre wieder eine Steigerung. 
Doch bringt der Kohlenumſchlag für den Danziger Platz bekanntermaßen nur 
geringe Gewinne. Größer ſind die Vorteile Danzigs aus dem Holzumſchlag, die 
Danzig noch zugute kommen. Wie bei allen hochwertigen Umſchlagsgütern zeigt ſich 
indeſſen auch bei Holz die Tendenz der Ableitung, d. h. zur Verlegung des Holz- 
erports nach Gdingen. Wenn dies bisher in nennenswertem Umfange noch 
nicht geſchehen iſt, ſo iſt das allein in dem Umſtande begründet, daß dem Hafen in 
Gdingen einſtweilen die notwendigen Umſchlagseinrichtungen und Lagerplätze für Holz: 
materialien noch fehlen. Entſprechende Anlagen zu ſchaffen und alle Anſtrengungen darauf 
zu konzentrieren, den Gdingener Hafen zur Holzverſchiffung in möglichſt kurzer Zeit 
herzurichten, iſt der Hauptpunkt der Entſchließung, die in dieſen Tagen auf der Jahres⸗ 
verſammlung der Spitzenorganiſation des Holzgewerbes, nämlich des „Oberſten Rates 
der polniſchen Holzverbände“ gefaßt worden ift. Ein anderes wertvolles Maſſenexport⸗ 
gut, das bis dahin in der Danziger Ausfuhrwirtſchaft als Eigenhandel eine maßgebende 
Rolle ſpielte, Getreide, ift ſchon im letzten Jahre wegen der von der polnifchen 
Regierung verhängten Ausfuhrſperre für Brotgetreide ausgefallen. Die geringen Mengen 
polniſcher Gerſte, die im Verlauf der letzten Monate über Danzig ausgeführt wurden, 
konnten die Ausfälle, die durch das Ausfuhrverbot von Brotgetreide entſtanden ſind, 
auch nicht zu einem kleinen Teil kompenſieren. 

So bahnt ſich in Danzig eine Entwicklung an, die dazu führt, daß die Freie Stadt auf 
verſchiedenen Gebieten des Wirtſchaftslebens von einem Handels- und Stapelplatz zu der 
Rolle eines bloßen Speditionshafens herabſinkt. Dieſe Entwicklung aufzuhalten, iſt für 
das Danziger Wirtſchafts⸗ und Hafenleben ein Gebot der Stunde. Denn bei 
Fortdauer dieſer Tendenz würde die Deviſenproduktivität des Danziger Hafens, von der 
übrigens auch der Deviſenfonds der Bank von Polen profitiert, eine bedrohliche 
Schwächung erfahren, was nichts anderes bedeuten würde, als daß der Ausgleich 
der Danziger Zahlungsbilanz durch einen forcierten Export von Danziger Induſtrie⸗ 
erzeugniſſen nach feinen Nachbarländern gefunden werden und Danzig daher der 
Frage einer Steigerung ſeiner induſtriellen und landwirtſchaftlichen Eigenproduktion im 
Intereſſe der Behauptung feines Lebensſtandards erhöhte Aufmerkſamkeit zuwenden 
müßte. Wie brennend dieſes Problem geworden iſt, erhellt allein ſchon aus der Tatſache, 
daß im Verlauf der letzten zehn Jahre der Wert des Warenumſchlags über den Danziger 
Hafen von 1467 Millionen Gulden auf 514 Millionen Gulden bis Ende 1937 geſunken 
iſt. Das zeigt mit aller Deutlichkeit, daß der Danziger Hafen längſt nicht mehr in der 
Lage iſt, von ſich aus die Deviſen für die große Danziger Wareneinfuhr, die ſich zu 
Dreiviertel aus polniſchen Produkten zuſammenſetzt, aufzubringen. 


Entwicklung des Wilnakonfliktes ſeit 1923 


Mit der Entſcheidung der Botſchafterkonferenz vom 15. März 
1923, durch die die Oſtgrenzen Polens ſo, wie ſie ſich aus den kriegeriſchen Auseinander⸗ 
ſetzungen der Jahre 1918/20 ergeben hatten, beſtätigt wurden, war der litauiſch⸗polniſche 
Konflikt um das Wilnagebiet noch nicht erledigt. („Oſtland“ Nr. 10, Seite 195.) Frankreich 
und England zeigten ſich ſtark an der Aufnahme normaler Beziehungen zwiſchen den beiden 
verfeindeten Staaten intereſſiert, Frankreich vorwiegend aus machtpolitiſchen Gründen, 
inſofern als es, ſolange Rußland nicht mehr als Bundesgenoſſe in Rechnung geſtellt 
werden konnte, Polen möglichſt ſtark zu machen und daher Litauen deſſen Einfluß unter⸗ 
ſtellt zu wiſſen wünſchte, und England mehr aus wirtſchaftlichen Gründen, inſofern als 
es für ſeinen Handel einen möglichſt ungehinderten Zutritt nach Nordoſtpolen erſtrebte. 
Die Gelegenheit, Litauen in diefer Frage unter Druck zu ſetzen, war für die Weſtmächte 
während der Verhandlungen über die Bedingungen gegeben, unter denen Litauen 
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die Souveränität über das Memelgebiet zuerkannt werden ſollte. Im 

dieſer Verhandlungen ſpielte die Frage der Oeffnung der ktauſch polnischen Heute fle 
den Tranſitverkehr auf dem Memelſtrom eine bedeutſame Rolle, und Litauen ſah ſich 
nach heftiger Gegenwehr ſchließlich gezwungen, in dieſer Frage dem Druck der Mächte zu 
weichen und im Anhang III zur Memelfonventionvom 8 Mai 1924 
insbeſondere die Verpflichtung zu übernehmen, den Memelſtrom und den Memeler Hafen 
für den Durchgangsverkehr von und nach Polen zu öffnen:). Tatſächlich aber blieb 
die Gren ze geſperrt. Weder kam der Flößereiverkehr auf der Memel in Gang 
noch wurde im Memeler Hafen die vorgeſehene Freizone errichtet. Litauen beharrte auf 
dem Standpunkte, daß es mit einem Staate, mit dem es ſich im Kriegs zuſtande befinde 
auch keine wirtſchaftlichen Beziehungen aufnehmen könne. 


Es vergingen dann einige Jahre, ohne daß ein ernſtlicher Verſuch zur Beilegung des 
Wilnakonfliktes erfolgte. Im Mai 1926 kam in Polen Marſchall Pilſudſki 
zur Macht. In Litauen wurde dieſer Umſchwung mit Mißtrauen verfolgt. Galt doch 
Pilſudſki, der feinerzeit dem General Zeligomffi den Befehl zur Beſetzung Pilnas gegeben 
hakte, als der eigenkliche Urheber des Streites, von dem zu befürchten ſtand, daß er ſeine 
polniſch⸗litauiſchen Unionsideen mit derſelben Gewalt, die er gegen Wilna angewandt 
hatte, weiter vortreiben werde. Gegen dieſe Gefahr glaubte iD Litauen ſichern zu 
müſſen, und es glaubte, den natürlichen Bundesgenoſſen gegen Polen in der Sowjek⸗ 
union gefunden zu haben. Tatſächlich war dieſe ja die einzige Macht, die den litauiſchen 
Anſpruch auf Wilna ausdrücklich, nämlich im Moskauer Frieden vom 12. Juni 1920, 
anerkannt hatte. Im Rigger Frieden vom 18. März 1921 war diefe Anerkennung 
der litauiſchen Souperänitätsrechte allerdings inſoweit eingeſchränkt worden, als die 
Sowjetunion im voraus jeder Abmachung zwiſchen Polen und Litauen, die ſich auf das 
Gebiet weſtlich der im Rigaer Frieden feſtgelegten ruſſiſch⸗polniſchen Grenze bezog, 
zugeſtimmt hatte. Da dann aber die Grenze zwiſchen Litauen und Polen nicht im Wege 
einer gütlichen Vereinbarung der Parteien, ſondern durch eine von Litauen abgelehnte 
Entſcheidung der Botſchafterkonferenz zuſtandegekommen war, war der erwähnte Paffus- 
des Rigaer Friedensvertrages für die Sowjetunion nicht rechtsverbindlich geworden. 


Auf dieſer Grundlage kam der Nichtangriffspakt zwiſchen der 
Sowjetunion und Litauen vom 28. September 1926 zuſtande. In 
Artikel 1 dieſes Paktes wurde der Moskauer Friedensvertrag, der mit feinen ſämtlichen 
Beſtimmungen, alfo auch den territorialen, in Kraft bleiben ſollte, als die Grundlage der 
Beziehungen zwiſchen den beiden vertragſchließenden Teilen beſtätigt. In einer vom 
gleichen Tage datierten, an die litauiſche Regierung gerichteten Note nahm der ſowjetiſche 
Außenkommiſſar Tſchitſcherin noch einmal ausdrücklich auf die Wilnafrage Bezug; er 
erklärte darin, „daß die tatſächliche Grenzverletzung, die gegen den 
Wunſch und Willen des litauiſchen Volkes ſtaft gefunden hat, 
die Stellungnahme der Sowjetregierung zu der territorialen 
Souveränität, die im Artikel 2 und der darauffolgenden Anmerkung des Friedens⸗ 
vertrages zwiſchen Rußland und Litauen vom 12. Juli 1920 feſtgelegt ift, nicht 
erſchüttert hat.“ Damit erkannte die Sowjetregierung Litauen noch einmal als den 
rechtmäßigen Beſitzer des Wilnaterritoriums an. Freilich übernahm die Sowjetregierung 
mit dieſer Anerkennung keine beſtimmte Verpflichtung, Litauen bei 
ſeinen eventuellen Bemühungen um eine Realiſierung ſeines 
Anſpruchs auf das ſtrittige Gebiet behilflich zu fein. Immerhin 
ergab ſich aus der Einſtellung der Sowjetunion für Polen eine äußerſt unbequeme 
Situation. Die Tatſache, daß die Zugehörigkeit des Wilnagebietes zum polniſchen Staat 
nicht nur von dem kleinen Litauen, von dem nichts zu fürchten war, ſondern auch von 


) Norman Davis führte in dem Bericht, den er am 12. März 1924 der Botſchafterkonferenz vorlegte, 
hierüber folgendes aus: „Im Verlaufe der von der Botſchafterkonferenz geführten Verhandlungen hat man 
ſich an g etre ng t die vollſtändige Wiederaufnahme der Handels beziehungen 
zwiſchen Polen und Litauen zu ſichern. Die Kommiſſion hat nach den Protokollen feſtſtellen 
müſſen, daß dieſe Auftrengungen leider von Erfolg nicht gekrönt worden find. Immerhin haben wir erreicht, 
daß die litauiſche Delegation ſich Berpfli tet hat, die politischen Ser Pet die zum Scheitern der früheren 
Verhandlungen geführt haben, keine Rolle ſpielen zu laſſen bei der gitnung des Memelftroms 
für den Vertehr, der in Beſtimmung nach oder in Herkunft aus allen Gebieten des Memelbeckens 
durch die Vermittlung des Memeler Hafens geht... Die Kommiſſion will nicht behaupten, daß fie alle 
politiſchen Meinungsverſchiedenheiten geregelt habe, die leider Polen und Litauen trennen. Das iſt nicht ihre 
Aufgabe geweſen. Aber fie legt Wert darauf, mit Nachdruck darauf hinzuweiſen, daß fie alles geran hat was 
unter den obwaltenden Umſtänden in ihrer Macht geſtanden hat, um die legitimen Wirtſchaftsintereſſen Polens 
und aller im Hinterland von Memel gelegenen Gebiete zu ſchützen.“ 
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einer Macht, die gefährlich werden konnte, in Zweifel gezogen wurde, war in jedem 
Fall peinlich”). 

Durch den Abſchluß des Nichtangriffspaktes mit der Sowjetunion hatte Litauen ſeine 
Stellung in der Wilnafrage ſo weit gefeſtigt, daß es glaubte, nunmehr von ſich aus die 
Initiative zur Löſung dieſer Frage ergreifen zu können. Am 15. Oktober 1927 
erhob die litauiſche Regierung Beſchwerde beim Völkerbunds— 
raf. Sie beſchuldigte die polniſche Regierung der Verletzung des Minderheitenſchutz⸗ 
vertrages, der Verletzung des Konkordates und der Vorbereitung eines Anſchlages gegen 
die Unabhängigkeit des litauifchen Staates. Tatſächlich hatten die polniſchen Behörden 
im Wilnagebiet eine größere Anzahl litauiſcher Schulen geſchloſſen und zahlreiche litauiſche 
Organiſationsführer und Prieſter verhaftet; auch entfalteten die lit auiſchen 
Emigranten, die fih mit Duldung der polniſchen Behörden unter der Führung des 
Sozialiſten Pletſchkaitis im Wilnagebiet zu bewaffneten Banden organiſierten, eine 
Täligkeit, durch die fich die litauiſche Regierung bedroht fühlen mußte. Die Spannung im 
litauiſch⸗polniſchen Grenzgebiet wuchs. Die Sowjetregierung hielt es in einer 
vom 24. November 1927 datierten Note für notwendig, „die Aufmerkſamkeit der 
polniſchen Regierung auf die ungeheuren Gefahren zu lenken, die ein eventuell von irgend⸗ 
einem Lande gegen die Unabhängigkeit Litauens begangenes Attentat heraufbeſchwören 
würde.“ Die polniſche Regierung ſetzte ſich gegen den Vorwurf, die Unab⸗ 
hängigkeit Litauens zu bedrohen, in einer an die Mächte gerichteten Zirkularnote 
vom 28. November 1927 zur Wehr. Darin ſtellte ſie folgendes feſt: „Die 
polniſche Regierung erklärt, daß fie keinerlei Abſichten gegen die poli- 
tiſche Unabhängigkeit und die territoriale Unverfehrtheit der 
litauiſchen Republik verfolgt und einzig das Ziel im Auge hat, in friedlichſtem 
Geiſte normale, gutnachbarliche Beziehungen mit Litauen anzuknüpfen. Der Wunſch der 
polniſchen Regierung ſtößt jedoch fortgeſetzt auf die kategoriſche Weigerung aller litauiſchen 
Regierungen, die heute wie früher behaupten, ihr Land befinde ſich mit Polen im Kriegs⸗ 
zuſtande. Nach Anſicht der polniſchen Regierung darf dieſer einzigartige Zuſtand, der ohne 
Präzedenzfall daſteht und ſchwere Gefahren für die friedliche uſammenarbeit der Nationen 
in fih birgt, nicht länger andauern. ..“ Während die polniſche Regierung diefe fried- 
liche Erklärung abgab, wurden im Grenzgebiet gegen Litauen polniſche 
Truppenkontingente zuſammengezogen. Marſchall Pilſudſki begab ſich 
nach Wilna. Er dokumentierte damit die Entſchloſſenheit Polens, eine Regelung der 
Beziehungen zwiſchen Litauen und Polen notfalls mit Gewalt zu erzwingen. 


Hierzu kam es nun allerdings nicht. Marſchall Pilſudſki war ſich darüber im Klaren, 
daß die Politik der vollendeten Tatſachen, die im Jahre 1920 zum 
Ziel geführt hatte, für Polen ein zu großes Riſiko barg). Vielmehr kam es 
ſo: Am 7. Dezember 1927 ſtand der litauiſch-polniſche Streitfall auf der Tages: 
ordnung des Völkerbundsrates. Einer Verſchleppung der Verhandlungen machte das 
Erſcheinen des Marſchalls Pilſudſki in Genf ein unerwartetes Ende. Woldemaras, der 
Diktator Litauens, wurde von ſeinem polniſchen Gegner mit einer kurzen und eindeutigen 
Frage vor die Wahl: Krieg oder Frieden geftellt, und er wählte den Frieden. 
Am 10. Dezember 1927 nahm der Völkerbundsrat Kenntnis „von den feier⸗ 
lichen Erklärungen des Vertreters Litauens, daß Litauen fih nicht als im Kriegs: 
zuſt ande mit Polen befindlich betrachtet, ſowie von den feierlichen Erklärungen des 
Vertreters Polens, wonach die polniſche Regierung anerkennt, daß ſie die politiſche 
Unabhängigkeit und territoriale Unverſehrtheit der litauiſchen 
Republik achtet“. In ſeiner Entſchließung empfahl der Völkerbundsrat den beiden 
Regierungen dann, „ſobald als möglich direkte Verhandlungen vorzubereiten“, für die 
er ſeine guten Dienſte zur Verfügung ſtellte. 

2) Eine für Litauen nicht eben erfreuliche Kommentierung erfuhr die Einstellung der Sowjetunion zum 
Wilnakonflikt bei der Verlängerung des Nichtangriffspaktes zwiſchen Polen und der Sowjetunion Anfang 
Mai 1934. Im 28. Apt 192 zu dieſem Pakt wurde bemerkt, daß die Note des früheren Anßenkommiſſarg 
Tſchitſcherin vom 28. April 1926, die bei der Unterzeichnung des ſopjetiſch⸗litauiſchen Nichtangriffspaktes über⸗ 


reicht worden war, in keiner Weiſe dahin ausgelegt werden könne, als ob fie eine Einmiſchung der Sowjetunion 
in die Regelung territorialer Fragen, die in dieſer Note erwähnt wurden, zum Ziel hätten. 

3) Pilſudſti erklärte damals in einer an die polniſche Oeffentlichkeit gerichteten Sunpaskund: „Ich war 
zwar ſicher, daß der Si in kurzer Zeit mein fein würde, aber ich zitterte vor der Kriegsgefahr für jene Teile 
unſeres Landes, deren Beſetzung ich dann vielleicht nicht durch rechtzeitige Hilfe hätte verhindern können. Eine 
Nacht lang habe ich mit mir gerungen, aber am nioten Morgen habe ich dem Kunze Botſchafter mitteilen 
ulm Ep ia mich für die höhere Logik des Friedens und gegen die Anwendung kriegeriſcher Mittel 
entſchieden habe.“ i 
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Dieſe Verhandlungen, die in Königsberg ſtattfanden, kamen 
im Frühjahr 1928 in Gang. Polen legte u. a. ausgearbeitete Vertragsentwürfe 
über den Kleinen Grenzverkehr, den Poft:, Telegraphen- und Eiſenbahnverkehr und den 
Tranſitverkehr vor. Die Verhandlungen ſollten keine politiſchen Fragen berühren; d. h. 
die Frage der ſtaatlichen Zugehörigkeit des ſtrittigen Gebietes ſollte nicht zur Diskuſſion 
geſtellt werden. Das entſprach wohl der polniſchen Abſicht, durch die Aufnahme wirt- 
ſchaftlicher Beziehungen den politiſchen Streit illuſoriſch zu machen und auf indirektem 
Wege die zwar nicht formelle, aber tatſächliche Zuſtimmung Litauens zu der Entſcheidung 
der Botſchafterkonferenz vom 15. März 1923 zu erhalten, ſtand aber zu der litauiſchen 
Auffaſſung in Widerſpruch, daß die Aufnahme wirtſchaftlicher Beziehungen grundſätzlich 
die vorherige Löſung des politiſchen Konfliktes zur Vorausſetzung habe. An der Unver⸗ 
einbarkeit dieſer beiden Auffaſſungen mußten die fih monatelang hinziehenden Verhand⸗ 
lungen ſcheitern. Als einziges praktiſches Ergebnis kam ein [lebereinkommen 
über den Kleinen Grenzverkehr zuſtande, das am 7. November 1928 unter⸗ 
zeichnet wurde. 

Zwei Jahre ſpäter verſuchte Polen noch einmal, die erfolglos abgebrochenen Verhand⸗ 
lungen in Fluß zu bringen, indem es, geſtützt auf gewiſſe Zuſagen, die Litauen damals 
gemacht hatte, die Oeffnung der Bahnlinie Landworowo — Koſchedary, die 
Wilna einerſeits mit Kauen und andererſeits über Schaulen mit dem lettländiſchen Hafen 
Libau verbindet, verlangte. Der Völkerbundsrat gab dieſem polniſchen Verlangen inſofern 
ſtatt, als er in dieſer Angelegenheit zunächſt die Berkehrs⸗ und Tranſit⸗ 
kommiſſion des Völkerbundes um die Erſtattung eines Gutachtens und dann, 
am 24. Januar 1931, den Ständigen Internationalen Gerichtshof im 
Haag um einen Schiedsspruch erſuchte. Die Frage, die dem Haager Gerichtshof vor- 
giest wurde, hatte folgenden Wortlaut: „Verpflichten die beſtehenden internationalen 

ereinbarungen unter den gegenwärtigen Verhältniſſen Litauen und in bejahendem Falle, 
unter welchen Bedingungen, die e Maßnahmen zu ergreifen, um die Eiſenbahn⸗ 
linie LandworowoKoſchedary für den Tranſit oder für gewiſſe Tranſitkategorien zu öff⸗ 
nen?“ Der Haager Gerichtshof entſchied am 15. Oktober 1934, Qi- 
tauen fei weder durch den Beſchluß des Völkerbundsrates vom 
10. Dezember 1927, noch durch den Artikel 23e der Völkerbunds⸗ 
ſatzung, noch durch den Anhang M zur Memelkonvention zur 
Oeffnung der in Frage ſtehenden Eiſenbahnlinie verpflichtet. 


Juriſtiſch war dieſer Schiedsſpruch für Litauen von großer Bedeutung. Denn zum 


erſten Mal war mit ihm das Recht Litauens, die Aufnahme jeglicher Wirtſchafts⸗ 
verbindungen mit Polen zu verweigern, ſolange die Frage der Zugehörigkeit des Wilna⸗ 
gebietes noch ungeklärt war, international anerkannt worden. Für Polen bedeutete das 
eine empfindliche Schlappe. Es war aber klar, daß der Wilnakonflikk keine juriſti⸗ 
ſche Streitfrage, ſondern eine politiſche Machtfrage war, an 
deren Löſung nicht gedacht werden konnte, folange fih nicht eine weſentliche Verſchiebung 
der Machtverhältniſſe einſtellte, die entweder den einen oder den anderen Teil zum 
Nachgeben zwang. 

Mehrfach hatte es freilich den Anſchein, als ſollte es ohne das Zutun drifter 
Mächte zwiſchen Polen und Litauen zu einer Einigung kommen. 
Es ſtand wohl mit dem Wiedererſtarken des Deutſchen Reiches im Zuſammenhang, daß 
ſich ſolche Annäherungsepiſoden in den Jahren 1933 und 1934 beſonders oft wieder⸗ 
holten. Im September 1933 richteten die „Gazeta Polſka“ und der „Lietuvos Aidas“ 
in Kauen bzw. in Warſchau ſtändige Vertretungen ein. Um dieſelbe Zeit kam es zum 
erſten Mal vor, daß einige litauiſche Firmen die Erlaubnis zur unmittelbaren Einfuhr 
beſtimmter Warenmengen aus Polen erhielten. Mehr Aufſehen erregte es, als im März 
1934 Graf Subow mit Wiſſen und Willen der litauiſchen Regierung in Warſchau 
erſchien, um mit Marſchall Pilſudſki, mit dem er entfernt verwandt war, und anderen 
politiſchen Perſönlichkeiten Polens Fühlung zu nehmen!). Im Juni 1934 begann Polen 
eine ſtärkere Aktivität zu entfalten. Ober ft Pey ftor kam im Auftrage des Marſchalls 
Pilſudſki nach Kauen und wurde vom Staatspräſidenten Smetona empfangen. Um 


2) Graf Subow faßte das Ergebnis ſeiner Erkundungsreiſe in einer Erklärung zuſammen, die im April 1934 
in der Zeitschrift „Diena“ veröffentlicht wurde; er ſtellte darin u. a. folgendes feft: „Die Polen erkennen jetzt 
unſere entſchiedene Haltung in der Frage der Entwicklung der nationalen Kultur an. Die litauiſche Allgemeinheit 
ihrerſeits muß die fuhrende Rolle und die Bedeutung der polniſchen Kultur in Wilna verſtehen und daraus die 
entſprechenden Schlüſſe ziehen.“ 
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dieſelbe Zeit tauchte auch ein Mitglied der polniſchen Botſchaft in Paris, der bekannte 
Zioniſtenführer und Schwiegerſohn Rothſchilds, Mühlftein, in Kauen auf und traf 
mit dem Außenminiſter Lozoraitis zuſammen. Einen Erfolg hatten diefe in der polniſchen 
Preſſe optimiſtiſch und phantaſievoll ausgedeuteten Ereigniſſe nicht. Die Litauiſche 
Telegraphenagentur ſtellte das negative Ergebnis der politiſchen Terrainſondierungen feft: 
Bisher feien von Polen keine Anregungen zur grundſätzlichen Löſung des litauiſch-polniſchen 
Konfliktes vorgebracht worden; weder die Reiſe Pryſtors noch die Reiſe Mühlſteins oder 
irgendeines anderen Polen habe ein neues Moment geſchaffen, welches die Annahme 
berechtigt erſcheinen laſſe, daß man in Polen den Standpunkt Litauens in der Kardinal- 
frage zu verſtehen beginne. 

So folgte der Periode der Annäherungsverſuche wieder eine längere Zeit 
wachſender Spannung, die auch durch die Fühlungnahme der beiderſeitigen 
Außenminiſter nicht gelöſt werden konnte. Das beſtätigte Oberſt Beck im Dezember 
1936, als er in ſeinem außenpolitiſchen Rechenſchaftsbericht vor dem Warſchauer Senat 
u.a. erklärte: Zweimal habe er im vergangenen Jahre in Genf in perſönlichen Rück⸗ 
ſprachen mit dem litauiſchen Außenminiſter die Frage der litauiſch⸗polniſchen Beziehungen 
und insbeſondere auch die Frage der beiderſeitigen völkiſchen Minderheiten zu klären 
verſucht; ſein reales Ziel, ein Mindeſtmaß an gutnachbarlichen Beziehungen herzuſtellen, 
habe er jedoch nicht zu erreichen vermocht. Das änderte fih auch in der Folgezeit nicht. 
Beſonders auf volkspolitiſchem Gebiet ſpitzten ſich zu beiden Seiten der Grenze die 
Verhältniſſe zu. Im Wilnagebiet wurden litauiſche Organiſationen und Schulen 
geſchloſſen, und die litauiſche Preſſe wurde radikal unterdrückt. In Litauen wurde mit den 
Einrichtungen und Organen der polniſchen Volksgruppe ähnlich verfahren. Aus der 
Preſſe beider Länder waren die verſöhnlichen Töne, die vorübergehend angeſchlagen 
worden waren, wieder verſchwunden. In dieſe ſcheinbar vollkommen verfahrene Lage 
platzte am 17. März 1938 das polniſche Ultimatum hinein“), das 
Litauen in einem Augenblick überraſchte, in dem es glaubte befürchten zu müſſen, bei keiner 
der in Frage kommenden Mächte jene Rückendeckung zu finden, die es gewohnt war. Dr. K. 


Zahlen zur ſudetendeuiſchen Frage 


Das Deutſchtum in der Tſchecho-Slowakei ift unter den deutſchen 
Volksgruppen zahlenmäßig die weitaus größte. Es gibt in der Tſchecho⸗Slowakei 
mehr Deutſche, als Norwegen, Litauen, Lettland, Eſtland, Irland, Albanien und Luxem⸗ 
burg Einwohner haben, und etwa ebenſo viel Deutſche, wie Dänemark und Finnland Ein⸗ 
wohner zählen. Das deutſche Siedlungsgebiet in den Sudetenländern (Böhmen und 
Mähren⸗Schleſien) ſtellt einen Teil des geſchloſſenen geſamtdeutſchen 
Volksbodens dar. So geſehen, bildet nicht das Sudetendeutſchtum 
eine Minderheit innerhalb des tſchechiſchen, ſondern vielmehr 
das tſchechiſche Volk eine Minderheit innerhalb des deutſchen 
Geſamtvolkes. 

Nach der Volkszählung von 1930, die in ſtarkem Maße zugunſten der 
Tſchechen und auf Koſten der nichttſchechiſchen Volksgruppen, der Deutſchen, Slowaken, 
Madjaren, Ukrainer und Polen, gefärbt worden ift, gibt es in der Tſchecho-Slowakei 
3 231 688 Deutſche tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit; rechnet man die Deutſchen, 
die nicht tſchecho⸗flowakiſcher, ſondern anderer, zumeift reichsdeutſcher Staatsangehörigkeit 
find, hinzu, fo ſteigt die Zahl der Deutſchen auf 3 318 44 5. Auf die einzelnen Länder 
der Tſchecho⸗Slowakei verteilen fih die Deutſchen tſchecho-ſlowakiſcher und anderer 
Staatsangehörigkeit nach Maßgabe der Zählung von 1930 wie folgt: 

Böhmen. . 2 326 090 Slowakei. . 154821 
Mähren-Schleſien .. 823 730 Karpathenrußland . . 13 804 


In den Sudetenländenn gibt es alfo rund 3 150 000 und in den Kar⸗ 
pathenländern rund 170 000 Deutſche. Der deutſche Anteil an der Gefamt- 


5) Siehe „Oſtland“ Nr. 7/1938, Seite 121. 
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bevölkerung beträgt in Böhmen 32,72 v. H., in Mähren-Schleſien 23,14 v. H., in der 


Slowakei 4,65 v. H. und in Karpathenrußland 4,90 v. H. In der Tſchecho-Slowakei 
insgeſamt beträgt der deutſche Bevölkerungsanteil 22,53 v. H. 


Von entſcheidender Bedeutung iſt, daß der weitaus größte Teil des 
Deutſchtums in der Tſchecho⸗-Slowakei auf geſchloſſenem 
deutſchem Volksboden ſiedelt. (Siehe auch „Oſtland“ Nr. 10/1938, 
Seite 199.) Von insgeſamt 15 759 Gemeinden, die es in der Tſchecho⸗Slowakei gibt, 
weiſen nach der Zählung von 1930 nicht weniger als 3 466 Gemeinden eine 
abfolute deutſche Mehrheit auf; das find 24,99 v. H. aller Gemeinden. 
Rund 20 v. H. des geſamten tkſchecho⸗ſlowakiſchen Staats- 
gebieteg find deutſches Mehrheitsgebiet. Das deutſche Mehrheitsgebiet 
in den Sudekenländern (Böhmen und Mähren-⸗Schleſien) umfaßt 3 397 Gemeinden mit 
einer Fläche von 26 161 qkm und 2757272 Deuffchen tſchecho⸗ſlowakiſcher Staats⸗ 
angehörigkeit. In den Karpathenländern (Slowakei und Karpathenrußland) umfaßt das 
deutſche Mehrheitsgebiet 69 Gemeinden mit einer Fläche von 1636 qkm und 66 265 
Deutſchen tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehörigkeit. Insgeſamt wohnen im deutſchen 
Mehrheitsgebiet der Tſchecho⸗Slowakei 87,4 v. H. aller. ſtaats⸗ 
angehörigen Deutſchen. Nur 402 454 ſtaatsangehörige Deutſche leben in 
Gemeinden, die eine nichtdeutſche Mehrheit aufweiſen; das ſind nur 12,6 v. H. aller ſtaats⸗ 
angehörigen Deutſchen des Staates. Von dieſen 408 451 Minderheiksdeutſchen entfällt ein 
großer Teil auf ſolche Gemeinden, die am Rande des geſchloſſenen deutſchen Mehrheits⸗ 
gebietes liegen, alſo im unmittelbaren Zuſammenhang mit dem geſchloſſenen deutſchen 
Volksboden ſtehen. 

Das deutſche Mehrheitsgebiet der Sudetenländer (Böhmen und Mähren— 
Schleſien) iſt insgeſamt dicht beſiedelt; es weiſt eine Bevölkerungsdichte von 
1243 Einwohnern je qkmauf. Die Bevölkerungsdichte ift in den einzelnen Teilen 
des deutſchen Mehrheitsgebietes febr berfchieden; im Böhmerwaldgau ſinkt fie in 
einigen Kreiſen unter 50 Einwohner je qkm, während fie z. B. in einigen 
Kreiſen des nordböhmiſchen Induſtriegebietes auf über 400 Ein⸗ 
wohner je qkm ſteigt. Im allgemeinen entſpricht die Bevölkerungsdichte der einzelnen 
Teile des deutſchen Mehrheitsgebietes derjenigen der benachbarten reichsdeutſchen Gebiete. 
Ueber die Verteilung der Deutſchen auf Stadt und Land geben folgende 
Zahlen Auskunft: Von allen Deutſchen des Staates wohnen auf dem Lande, d. h. in 
Ortſchaften mit weniger als 2 000 Einwohnern, 54,1 b. H.; in Kleinſtädren (mit 2 000 
bis 10 000 Einwohnern) leben 23, v. H., in Mittelſtädten (mit 10 000 bis 
100 000 Einwohnern) 20,9 v. H. und in Großſtädten 5,0 v. H. aller Deutſchen des 
Staates. Im deutſchen Mehrheitsgebiet gibt es keine Stadt, die mehr als 50 000 Ein: 
wohner zählt. Die mittelſtädtiſche Siedlung iſt im deutſchen Mehrheits⸗ 
gebiet gegenüber den Mehrheitsgebieten der anderen Völker des Staates beſonders 
ſtark ausgebildet. 


Die biologiſchen Verhältniſſe des Deutſchtums in der Tſchechoſlowakei 
haben fih in der Zeit der tſchechiſchen Fremdherrſchaft erheblich verſchlechtert. Von allen 
Völkern des Staates weiſen die Deutſchen die verhältnismäßig meiſten 
kinderloſen Ehen auf; im Jahre 1930 find von 100 deutſchen Ehen 17,98 kinder⸗ 
los geweſen, bei den Tſchechen 15,60 und bei den Slowaken 12,77. Von 100 deutſchen 
Ehen ſind im gleichen Jahre 19,10 Einkinderehen geweſen, bei den Tſchechen 19,58 und bei 
den Slowaken 13,77. Von allen Völkern der Tſchecho⸗Slowakei haben die Deutſchen den 
geringſten Geburtenüberſchuß. Dieſer hat im Jahre 1935 bei den Deutſchen 
des Staates mit 0,55 a. T. einen kataſtrophalen Tiefſtand erreicht. Im gleichen Jahre 
haben die Tſchechen einen Geburtenüberſchuß von 2,53 a. T. und die Slowaken einen 
ſolchen von 10,14 a. T. aufweiſen können. (Die entſprechende Zahl für das Deutſche 
Reich ift 7,00 a. T. geweſen). Sehr ungünſtig ift die Entwicklung des Geburtenüberſchuſſes 
auch bei den Tſchechen; ſie folgen den Deutſchen des Staates in dieſer Hinſicht in einem 
Abſtand von nur vier bis fünf Jahren., Auch im kſchechiſchen Volksraum gibt es bereits 
weite Gebiete, in denen die Zahl der Sterbefälle diejenigen der Geburten überwiegt. Von 
1921 bis 1930 ift nach Ausweis der Volkszählungen dieſer beiden Jahre die Zahl 
der Deutſchen im deutſchen Mehrheitsgebiet der Sudetenländer 
um 70 759 Seelengeſtiegen, das find 2,6 v. H. Im gleichen Gebiet und in der 
gleichen Zeit hat ſich die Zahl der Tſchechen um 78 866 Seelen vermehrt, das ſind 
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28,9 v. H. Aus dieſer Zahl geht die ſtarke Zuwanderung tſchechiſcher 
Elemente in das deutſche Mehrheitsgebiet hervor. 

Ihrer beruflichen Struktur nach iſt die deutſche Bevölkerung der 
Tſchecho⸗Slowakei vorwiegend induſtriell- gewerblichen Charakters. 
Während von den Slowaken, Madjaren und Ukrainern des Staates nach dem Stand von 
1930 weit mehr als die Hälfte, bis zu über 80 v. H., und von den Tſchechen etwa ein 
Drittel in der Land- und Forſtwirtſchaft und Fiſcher ei befchäftigt find, 
entfallen von den Deutſchen des Staates nur 23 v. H. auf dieſe Berufsgruppe (alſo 
weniger als im Durchſchnitt des Deutſchen Reiches). Dagegen gehören 45,5 v. H. der 
Deutſchen der Berufsklaſſe Induſtrie und Gewerbe an, von den Tſchechen 
39,4 v. H. Auf die Berufsklaſſe Handel, Geldweſen und Verkehr entfallen etwa 11 v. H., 
auf die Berufsgruppe Oeffentlicher Dienſt, freie Berufe und Militär etwa 5 v. H. der 
Deutſchen des Staates. In wie hohem Maße die Deutſchen an der Induſtrie der 
Tſchecho⸗Slowakei beteiligt find, geht aus folgenden Zahlen, die fich auf das Jahr 4930 
beziehen, hervor. Im Jahre 1930 find von 100 in der Textilinduſtrie beſchäf⸗ 
tigten Perſonen 53,0 Deutſche (in Böhmen 55,9), in der Glasinduſtrie 
52,8 (in Böhmen 60,0), in der Papier induſtrie 44,5 (in Böhmen 58,0), in der 
chemiſchen Induſtrie 35,5 (in Böhmen 42,3) uff. Daraus geht hervor, daß die 
Induſtrie der Tſchecho⸗Slowakei vorwiegend innerhalb des deutſchen Mehrheitsgebietes 
liegt. Dort ſteigt der Anteil der auf die Berufsklaſſe Induſtrie und Gewerbe entfallenden 
Berufsangehörigen in einer ganzen Reihe von Bezirken auf 700 a. T. und mehr. Bes 
zeichnend für die Berufsſtruktur des Deutſchtums in der Tſchecho⸗Slowakei ift auch der 
hohe Anteil der erwerbstätigen Frauen. Von den im Jahre 1930 feſt⸗ 
geſtellten 1,41 Millionen deutſchen Erwerbstätigen des Staates ſind faſt 30 v. H. (nämlich 
über 414 000) Frauen geweſen; und von dieſen erwerbstätigen deutſchen Frauen find 
damals faſt 43 v. H. in Induſtrie und Gewerbe, vor allem in der Textil- und Bekleidungs⸗ 
induſtrie tätig geweſen. 

Die politiſche Struktur der Deutſchen in der Tſchecho-Slowakei hat 
ſeit der Errichtung dieſes Staates umſtürzenden Wandlungen unterlegen. Bei den 
Parlamentswahlen (Abgeordnetenhaus) ſind auf die deutſchen Parteien abgegeben 
worden im Jahre 1920: 1 586 060 Stimmen, im Jahre 1925: 1 148 808 Stimmen, im 
Jahre 1929: 1651 250 Stimmen und im Jahre 1935: 1854 652 Stimmen. Von dieſen 
Stimmen find auf die einzelnen deutſchen Parteien entfallen (in v. H.): 

1920 1925 1929 1935 


Sudetendeutſche Parti — — — 67,4 (= 1249 530) 
Deutſche Sozialdemokr. Arbeiterpartei. . . 43,5 35,8 30,7 16,1 (= 299942) 
Deutſche Chriſtl.⸗Soziale Volkspartei. . . 18,4 27,4 214) 8,8 = 162 781) 
Deutſche Nationalp art — 210 11,5) —. 
Bund der Landwirte 15,2 — — 7,7 (= 142 399) 
Deutſche Wahlgemeinſchaft. 20,7 — 24,0 — 
Dae eng Freiheitspartei. 6,7 — — — 
Deutſche Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei) — 14, 12, — 


Schon aus den Wahlen von 1935 ift alfo die Sudetendeutſche Partei 
Konrad Henleins als die weitaus ſtärkſte politiſche Gruppe des Deutſchtums der 
Tſchecho⸗Slowakei hervorgegangen. Die übrigen Parteien haben ſich, ſoweit ſie nicht von 
Staats wegen aufgelöſt worden waren oder ſich ſelbſt aufgelöſt hatten, ſchon damals in 
voller Zerſetzung befunden. Dieſer Zerſetzungsprozeß ift inzwiſchen foreit fortgeſchritten, 
daß (außer der Deutſchen Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei) neben der Sudetendeutſchen 
Partei keine irgendwie bemerkenswerte politiſche Gruppe des Deutſchtums in der Tſchecho— 
Slowakei mehr beſteht. Bei den letzten Gemeindewahlen hat die Sdp. etwa 95 v. H. 
aller deutſchen Stimmen auf fih zu vereinen vermocht. Das Deutſchtum der 
Tſchecho⸗Slowakei iſt auf dem Boden der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung zu politiſcher Einheit gelangt. Dr. K. 
. Cbriſtlich. Soziale Volkspartei einſchließlich Deutſche Gewerbepartei und Wirtſchaftspartei des Sudeten⸗ 
deutſchen Mittelſtandes. — 2) Deutſche Nationalpartei und Subetenbeu Ua Landbund. — 3) Die Deutſche Wahl⸗ 
gemeinſchaft ſetzte ſich bei den Wahlen von 1929 zuſammen aus dem Bund der Landwirte, der Partei des länd⸗ 
lichen Gewerbes, der Deutſchen Arbeits⸗ und irtſchaftsgemeinſchaft und der u 4929 50 10 Partei. — 
2) Die DNSAP erzielte bei den Wahlen von 1925 168 354 und bei den Wahlen von 1929 204 110 Stimmen; fie 
wurde 1933 aufgelöſt. — Außer den aufgeführten Parteien haben fih an den Wahlen z. T. noch kleine Splitters 
gruppen, die jeweils nur einige 1000 Stimmen auf ſich vereinten, beteiligt. 
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Linfsorientierung im Regierungslager 


Das „Lager der nationalen Einigung“ ift wieder einmal in ein kritiſches 
Stadium eingetreten. Die Frage der inneren Geſchloſſenheit des Lagers ift wieder akut. 
Der rechte Flügel ſteht in ziemlich unverhüllter Gegnerſchaft zu dem Kurs, den 
General Skwarczynſki eingeſchlagen bzw. nicht zu verhindern vermocht hat. Die 
Rebellion im „Verband Junges Polen“ iſt nur eine Teilerſcheinung der 
den ganzen rechten Flügel des Lagers umfaſſenden Dppofition gegen die immer deutlicher in 
Erſcheinung tretende Links orientierung des La gers geweſen. Mit der natio⸗ 
naliſtiſch eingeſtellten „Regierungsjugend“ hat eine ganze Reihe bekannter Politiker das 
Lager verlaſſen. Die aus dem Lager „deſertierten“ Jugendgruppen haben ſich unter 
Führung Rutkowſkis, der bis zum Bruch mit dem Lager den „Verband Junges Polen“ 
geleitet hat, als „Nationalradikale Organiſation“ neu organiſiert. Die 
Abſplitterungsbewegung hat auch einen Teil des linken Lagerflügels erfaßt: In der neben 
der „Naprawa“ bedeutendften politiſchen Linksgruppe des Lagers, „Zar zewie“, dem 
eine große Anzahl vielgenannter Politiker, wie Helczynſki, Romer, Kwiatkowſki, Ulrych 
u. a., angehören, macht ſich, von Kattowitz ausgehend, eine S paltungser ſchei⸗ 
nung bemerkbar. Die dortige Gruppe des „Zarzewie“ hat beſchloſſen, Fühlung mit 
rechtsradikalen Kreiſen zu nehmen; ſie hat in einer neuen, von ihr herausgegebenen Zeit⸗ 
ſchrift bereits mit dem propagandiſtiſchen Kampf gegen das Lager begonnen. Die 
Spaltungsbewegung ſcheint auch ſchon auf andere Gruppen des „Zarzewie“, z. B. in 
Lemberg, Lublin und Stanislau, übergegriffen zu haben. Die auf dem rechten Flügel des 
Lagers ſtehenden Kreiſe halten mit ihrer Kritik nicht zurück. Bezeichnend iſt ein Artikel des 
konſervativen „Czas“ vom 22. April d. J.: „ . Darüber hinaus hat das OZ N die 
Tradition Pilſudſkis eindeutig verunſtaltet. Denn Pilſudſki machte keine 
Kompromiſſe. Pilſudſki verwarf die Verſtändigung und die Zuſammenarbeit mit der 
Linken. Solange der große Marſchall lebte, hatte die Naprawa? nichts zu fagen und war 
es Herrn Poniatowſki nicht erlaubt, ſeine ſozialen Experimente zu machen. Zu Lebzeiten 
des großen Marſchalls regierten Slawek, Pryſtor, Kozlowſki, Koc und 
Matuszemffi, und die Aprilverfaſſung ſchufen Car, Podoſki und Roſt⸗ 
WN alfo alles Leute, die heute nicht zum O3 N. gehören.“ 

General Skwarczynſki hat fich vergebens bemüht, die Tatſache in Abrede zu ſtellen, 
daß das Lager ſehr weit nach links abgerutſcht iſt und unter dem maßgebenden Einfluß 
der Gruppe der „Verbeſſerer“ ſteht. Das aber iſt eine Gruppe, die, gegebenen⸗ 
falls unter Preisgabe des rechten Lagerflügels, einem Anſchluß an die ſozial⸗ 
radikalen Kreiſe des Kleinbauerntums und der Arbeiterſchaft 
nicht abgeneigt ift und zu deren führenden Männern u.a. der Wojewode Grazynſki 
und der Landwirtſchaftsminiſter Poniatowſki gehören. Die Gerüchte, die wiſſen 
wollen, daß dieſe beiden Männer die maßgebenden Faktoren einer künftigen Regierung 
Polens ſein werden, ſind zwar nicht neu; ſie haben aber unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen eine größere Wahrſcheinlichkeit als früher für fih. Und die Befürchtung, die der 
„Czas“ ausgeſprochen hat, daß eine Regierung Poniatowſki mit Grazynſki als Innen⸗ 
miniſter eine ausgefprochene Linksregierung, wenn nicht gar eine Volksfront⸗ 
regierung ſein werde, ſcheint nicht ſo ganz unbegründet zu ſein. Die innerpolitiſche 
Entwicklung, ſoweit ſie ſich in den Ereigniſſen innerhalb des „Lagers der nationalen 
Einigung“ widerſpiegelt, geht jedenfalls ziemlich eindeutig in der Richtung nach links. 
Dabei fällt ins Gewicht, daß dieſe Tendenz nicht nur von Staatspräſident 
Moscidi, der feit dem Tode Pilſudſkis mit den „Demokraten“ ſympathiſiert, fondern 
auch von Marſchall Rydz⸗Smigly gebilligt wird, der fih lebhaft für eine 
ſtärkere Heranziehung der Linken und vor allem für eine Unterbauung des Lagers durch 
die linksgerichteten Jugendorganiſationen einſetzt, nachdem er hat feſtſtellen müſſen, daß er 
von der Rechten zwar als oberſter Heerführer anerkannt, als politifierender Militär aber 
abgelehnt wird. 

Unter den für die Haltung des „Lagers der nationalen Einigung“ tonangebenden 
Faktoren beſteht im Prinzip alſo Einigkeit, daß der Weg nach links der richtige iſt. 
Bei näherem Zuſehen zeigt es ſich aber, daß bei aller prinzipiellen Einigkeit darüber doch 
recht weitgehende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, mit wem, wie ſchnell und wie weit 
man auf dieſem Weg gehen fol. Auch in bezug auf die Stellung, die das Lager z u 
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den oppoſitionellen Parteien überhaupt einnehmen foll, find Meinungs» 
verſchiedenheiten vorhanden. Teils ſpricht man all’ diefen Parteien die Daſeinsberechtigung 
ab und hält das Lager für das weltanſchaulich ungebundene Sammelbecken aller „aufbau 
willigen Kräfte“; teils aber iſt man der Anſicht, daß die Idee der nationalen Einigung 
nicht durch ein Monopol des Lagers, ſondern nur durch einen Burgfrieden mit der 
Oppoſition, deren Exiſtenz nun einmal eine unbeſtreitbare und vorerſt auch nicht zu 
ändernde Tatſache ſei, erreicht werden könne. Die erſte Auffaſſung wird vom Lagerchef, 
General Skwarcezynſki, vertreten, der fih mit feinen Reden über die „Weder⸗rechts⸗ 
noch⸗links⸗Politik“, zu der er das Lager und mit deſſen Hilfe die polniſche Volksgemein⸗ 
ſchaft veranlaſſen möchte, wie ein Rufer in der Wüſte ausnimmt. Zu der zweiten 
Auffaſſung bekennt fich der ſtellvertretende Miniſterpräſident Kwiatkowſki, der 
gegen alle totalitären, doch niemals zu realiſierenden Anſprüche des Lagers auftritt und 
von dem Verſuch einer Vereinigung aller Kräfte des polniſchen Volkes nichts hält, 
wenn man ſie nicht ſo nimmt, wie ſie ſind. Die erſte Auffaſſung iſt ſozuſagen eine 
ſoldatiſche: Skwarczynſki hat den Befehl bekommen, mittels einer unzulänglichen 
Organiſation die Volksgemeinſchaft, um die ſich ſchon Marſchall Pilſudſki ſein Leben lang 
vergebens bemüht hat, zu ſchaffen, und er plagt ſich mit der Durchführung dieſes Befehls 
mehr ſchlecht als recht ab, indem er die Armee als das politiſch bindende Element heraus⸗ 
zuſtellen verſucht. Die zweite Auffaſſung ift ſozuſagen eine ziv i lift if he: Kwiatkowſki 
hält es für richtig, die Menſchen an dem Syſtem, für das man ſie zu gewinnen beabſichtigt, 
materiell zu intereſſieren; man ſoll die Menſchen erſt ſatt machen und dann von ihnen die 
Tugend verlangen; man ſoll wirtſchaftliche Erfolge aufweiſen, dann wird es am leichteſten 
ſein, die Oppoſition zum Schweigen zu bringen und ihre Parolen der Anziehungskraft 
zu berauben. l 

Die Lage im „Lager der nationalen Einigung“ ift alfo fo: Der rechte Flügel ift, nach⸗ 
dem Oberſt Koc die Leitung hat abgeben müſſen, in die Verteidigung abgedrängt worden. 
Die Führung iſt auf den linken Flügel übergegangen. Die Frage iſt, ob es die dort maß⸗ 
gebenden Kreiſe auf einen endgültigen Bruch mit dem rechten Flügel, alſo auf eine 
Sprengung des Lagers werden ankommen laſſen. Es würde ſich dann das am Lager 
ſelber vollziehen, was zu verhindern General Skwarczynſki als den eigentlichen Zweck des 
Lagers hingeſtellt hat: „In dieſer Angriffsaktion (der oppoſitionellen Parteien) zeichnet 
ſich immer deutlicher die Generallinie des Kampfes gegen die Idee der weitgefaßten 
Einigung der Nation ab; immer deutlicher fritt die für Polen verhäng⸗ 
nisvolle und gefährliche Tendenz der kämpferiſchen Spaltung 
in eine, Rechte und eine Linke in Erſcheinung“!. 


Die Vetopolitik des Gouverneurs 


In der itung des Memelländiſchen Landtages vom 25. Mai 1938 kam es zu einem ſcharfen 
Proteſt der Memelländiſchen Einheitsliſte, der 24 von 29 Abgeordneten des Landtags angehören, 
gegen die Politik des litauiſchen Gouverneurs, als bekanntgegeben wurde, daß der Gouverneur 
gegen das vom Landtag beſchloſſene Geſetz zur Abänderung der Gewerbeordnung zum zweiten Male 
ſein Veto eingelegt hat. 

Nachdem die politiſchen Gewaltmethoden, die in der Abſetzung des Direktoriums 
Schreiber, in der Ausſchaltung des Memellandtags und im Kriegsgerichtsprozeß in Kauen 
ihre Höhepunkte erreichten, verſagt haben, ſucht die litauiſche Politik ſeit dem Herbſt 1935 
auf andere, weniger auffällige Weiſe zum Ziel, d. h. zur Zermürbung der deutſchen Wider⸗ 
ſtandskraft und damit zur Beſeitigung der Autonomie und zur Litauiſierung des Memel⸗ 
gebiets, zu gelangen. Das Schwergewicht der litauiſchen Memel⸗ 
politik ift vom politiſchen auf das wirtſchaftlich⸗kulturelle 
Gebiet verlegt worden. Der Ankauf von Grund und Boden durch Litauer wird 
mit allen Mitteln gefördert; der Zuzug landfremder Elemente aus Großlitauen wird mit 
Hochdruck betrieben; zugleich wird über das Memelgebiet ein Netz litauiſcher Organi⸗ 
ſationen und kultureller Einrichtungen geſpannt. 

Bei der Durchführung dieſer auf eine völkiſche Unterwande⸗ 
rung und wirtſchaftliche lleberfremdung des deutſchen Memel⸗ 
gebietes abzielenden Politik ſpielt neben dem Kriegszuſtand)) 


1) Siehe „Oſtland“ Nr. 9/1988, Seite 174/177: „Der Kriegszuſtand im Memelgebiet“. 
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die Vetopolitik des litauiſchen Gouverneurs eine ausſchlaggebende 
Rolle. Der Gouverneur hat auf Grund des Artikels 16 des Memelſtatutes das 
Recht, „gegen die vom Landtag des Memelgebietes angenommenen Geſetze Cin- 
ſpruch zu erheben, wenn dieſe Geſetze die Zuſtändigkeit der Landesbehörden, ſo wie ſie in 
dem vorliegenden Statut beſtimmt ift, überſchreiten oder wenn fie mit den Beſtimmungen 
des Artikels 6 oder mit den internationalen Verpflichtungen Litauens unvereinbar ſind.“ 
Von dieſem Recht hat der Gouverneur ſeit dem Beginn der Legislatur⸗ 
periode des im Herbſt 1935 gewählten Landtages in einer großen Anzahl von 
Fällen Gebrauch gemacht, und zwar durchweg gegen Geſetze, die 
den Schutz und die Förderung der Landwirtſchaft, des Hand⸗ 
werks, der Arbeiterſchaft und des Handels des Memelgebietes 
zum Gegenſtand haben. Nahezu die geſamte wirtſchaftliche und ſoziale Geſetz⸗ 
gebung des Memeldirektoriums ift durch die Vetopolitik des litauiſchen Gouverneurs lahm- 
gelegt worden. Um dieſem unhaltbaren und für das memelländiſche Wirtſchaftsleben 
überaus ſchädlichen Zuſtand ein Ende zu machen, iſt vom Memellandtag im Mai 1937 
eine Sonderkommi ſſion eingeſetzt worden, deren Aufgabe es geweſen iſt, in der 
Frage der vetierten Geſetze (es ſind damals bereits 12 aus der Zeit vom Januar 1936 
bis zum April 1937 ſtammende Geſetze geweſen) mit dem Gouverneur eine gütliche 
Einigung zu verſuchen. Dieſer Verſuch iſt erfolglos geweſen. Am 2. April d. J. hat die 
Kommiſſion ihre Bemühungen „als gänzlich unfruchtbar und ergebnislos“ einſtellen müſſen. 

Vetiert worden ſind z. B. das Geſetz zur Verhinderung von Zwangs- 
verſteigerungen und das Geſetz zum Schutze der memelländiſchen 
Landwirtſchaft. Der Zweck dieſer Geſetze ift es geweſen, zu verhindern, daß memel- 
ländiſche Bauern, die infolge der langandauernden Abſatzſchwierigkeiten für landwirt⸗ 
ſchaftliche Produkte in Schulden geraten ſind, von Haus und Hof vertrieben werden. Der 
Gouverneur hat ſeinen Einſpruch gegen die Geſetze damit begründet, daß durch ſie die 
Operationen der Bankinſtitute (d. h. der litauiſchen Bank) beeinträchtigt würden, was 
gegen das Statut des Memelgebietes verſtoße. In Wirklichkeit hat es ſich natürlich darum 
gehandelt, durch die Verſagung des Schuldnerſchutzes möglichſt 
biele landwirtſchaftliche Betriebe des Memelgebietes unter den 
Hammer zu bringen und zu verhindern, daß den litauiſchen Banken, die zumeiſt 
die Gläubiger der verſchuldeten Landwirte find, beim Ankauf deutſchen Bauernbeſitzes 
irgendwelche geſetzliche Hinderniſſe in den Weg gelegt werden. Dieſes aus der Hand ſchuld⸗ 
los in Not geratener deutſcher Bauern ſtammende Land wird dann durch dieſelben Banken 
litauiſchen Siedlern in die Hände geſpielt. Und diefe Siedler begnügen 
ſich nicht etwa nur mit dem Kauf des Bodens, ſondern ſie bringen zugleich auch ihr 
Geſinde aus Großlitauen mit. Das tun ſie einmal, weil die großlitauiſchen Arbeitskräfte 
ſozial tieferſtehend, alſo billiger ſind, und dann auch, weil von den Geldgebern, mit deren 
Hilfe ſie ihren Beſitz erworben haben, eben von den litauiſchen Banken, in dieſer oder 
jener Form ein entfprechender Druck auf fie ausgeübt wird. Nach den Angaben des 
Statiſtiſchen Büros des Memelgebietes find im Jahre 1935 im Memelgebiet 
120 landwirtſchaftliche Betriebe mit einer Bodenfläche von 
4 9419,14 Hektar und im Jahre 1936 fogar 160 Grundſtücke mit einer 
Bodenfläche von 2472,8 Hektar verfteigerf worden. Im Jahre 1937 
hat ſich die allgemeine Lage der memelländiſchen Landwirtſchaft infolge des deutſch⸗ 
litauiſchen Wirtſchaftsabkommens, durch das die Abſatzſtockung für landwirtſchaftliche 
Erzeugniſſe behoben worden iſt, zwar beträchtlich gebeſſert; doch iſt die Verſchuldun ` 
und Zinsbelaſtung der memelländiſchen Landwirtſchaft aus den früheren Jahren fo pa 
daß es immer noch zahlreiche Betriebe gibt, die der Gefahr einer Zwangsverſteigerung 
ausgeſetzt find. Das Ziel der lit auiſchen Politik ift die Mobiliſie⸗ 
rung des deutſchen Bodenbeſitzes im Memelgebiet. Deshalb und nicht 
etwa aus irgendwelchen rechtlichen Gründen iſt vom Gouverneur das Veto gegen die 
vom Memellandtag beſchloſſenen Bauernſchutzgeſetze eingelegt worden. 

Noch kraſſer ſind die Auswirkungen des Vetos, das der Gouverneur gegen das vom 
Memellandtag beſchloſſene Geſetz zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
eingelegt hat. Durch dieſes Geſetz haben die memelländiſchen Behörden in den Stand 
geſetzt werden ſollen, den Arbeitseinſatz zu regeln und den Zuzug 
unerwünſchter Elemente, vor allem nach der Stadt Memel zu 
ſto ppen. Auch in dieſem Falle hat der Gouverneur fein Veto damit begründet, daß das 
Geſetz dem Memelſtatut widerſpreche; er hat geltend gemacht, daß durch das Geſetz die 
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vom Statut geforderte Freizügigkeit eingeſchränkt werde. Es bedarf wohl keiner weiteren 
Erörterung, daß, wenn nach Artikel 5 Abſatz 5 des Statutes die ſoziale Fürſorge und 
die Arbeitsgeſetzgebung zur Zuſtändigkeit der autonomen Behörden des Memelgebietes 
gehören, dieſe Behörden auch für die Regelung des Arbeitseinſatzes im Memelgebiet 
zuſtändig ſind, und daß die auffällige Sorge des Gouverneurs um die Einhaltung des 
Statutes nichts anderes iſt als ein an den Haaren herbeigezogener Vorwand, zumal es 
fih mit der litauiſchen Verfaſſung, die doch gleichfalls die Freizügigkeit garantiert, offen: 
ſichtlich ſehr gut vereinbaren läßt, daß der Zuzug nach Kauen mit Rückſicht auf die dortige 
Arbeitsmarktlage geſperrt wird. Das Gefeß zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit ift in Wirklichkeit nur deshalb zu Fall 
gebracht worden, weil es nicht in die Linie der memelfeind⸗ 
lichen Politik hineinpaßt, daß der wirtſchaftlich überflüſſige, 
ſozial ſchädliche und kulturell nivellierende Zuſtrom lande 
fremder Menſchen aus Großlitauen in das Memelgebiet auf 
ein erträgliches Maß eingeſchränkt wird. Tauſende von litauiſchen 
Arbeitern und Angeſtellten ſind im Laufe der letzten Jahre in das deutſche Memelgebiet 
hineingepumpt worden. Sie nehmen den memelländiſchen Arbeitern und Angeſtellten das 
Brot, fie bringen das memelländiſche Handwerk um feinen Verdienſt, fie fallen der memel- 
ländiſchen Sozialfürſorge zur Laſt oder ſie treiben ſich bettelnd und vagabundierend 
im Lande herum. 

Wenn das Memelgebiet eine Arbeitsloſigkeit kennt, wenn 
die Kriminalität im Memelgebiet in den letzten Jahren 
geſtiegen iſt, wenn im Wohnungsweſen der Stadt Memel z. T. 
kataſtrophale Zuſtände herrſchen, dann trägt die Schuld daran 
in allererſter Linie jene gemeinſchädliche Vetopolitik des 
Gouverneurs, die die autonomen Behörden des Gebietes mit 
Vorbedacht an der Anwendung vernünftiger und wirkſamer 
geſetzlicher Maßnahmen hindert. In Großlitauen wird von Zeitungen und 
Organiſationen für den Zuzug nach Memel geworben, und die litauiſchen Amtsſtellen im 
Memelgebiet ſehen ſich dann vor die nicht leichte, aber von ihnen gern übernommene 
Aufgabe geſtellt, den Zugewanderten ein wirtſchaftliches Unterkommen im Memelgebiete 
zu verſchaffen. Daß dabei die einheimiſchen Memelländer die Leidtragenden ſind, verſteht 
ſich von ſelbſt. Memelländiſche Betriebe, die in litauiſche Hände übergehen, entlaſſen die 
memelländifchen und ſtellen litauiſche Arbeiter ein. In deutſchen Händen befindliche 
Induſtriebetriebe werden zur Einſtellung litauiſcher Arbeitskräfte dadurch gezwungen, daß 
man ihnen im Weigerungsfalle mit der Entziehung der notwendigen Rohſtoffe droht. Uff. 
In letzter Zeit haben ſich auch die Fälle gemehrt, in denen memelländiſche Arbeiter mit 
der Entlaſſung bedroht worden ſind, wenn ſie ſich weigern, Mitglieder in den litauiſchen 
Organiſationen zu werden und ihre Kinder in die litauiſchen Schulen zu ſchicken. Es iſt 
auch beobachtet worden, daß litauiſche Zuwanderer von den im Memelgebiet beſtehenden 
litauiſchen Unternehmungen nur für ſo lange beſchäftigt und dann durch neue Zu⸗ 
wanderer erſetzt worden ſind, als notwendig iſt, um in den Genuß der im Memelgebiet 
gewährten Arbeitsloſenunterſtützung zu kommen. Daß dem Memelgebiet durch die künſt⸗ 
liche Schaffung von Arbeitsloſen große Summen, die für produktive Zwecke Verwendung 
finden könnten, verloren gehen, zeigt die Tatſache, daß in den Haushalt für 1938 allein 
für Arbeitsloſenunterſtützungen 500 000 Lit haben eingeſetzt werden müſſen, eine Summe, 
die wahrſcheinlich bei weitem nicht ausreichen wird, und das in einem Gebiete, in dem es, 
wenn die Möglichkeit eines durch litauiſche Gegenmaßnahmen ungehinderten Arbeits⸗ 
einſatzes beſtände, überhaupt keine nennenswerte Arbeitsloſigkeit gäbe. 

Beſonders ſtark hat die Stadt Memel unter dem litauiſchen Zuzug zu leiden. Ihre 
Einwohnerzahl iſt auf über 50 000 geſtiegen. Die Bautätigkeit hat mit dieſer durch die 
litauiſche Politik forcierten Zuwanderung nicht Schritt halten können. Trotzdem iſt ein 
vom memelländiſchen Landtag beſchloſſenes Geſetz über den Abbau der Woh: 
nungszwangswirtſchaft, das der Belebung der privaten Bautätigkeit hat dienen 
ſollen, durch das Veto des Gouverneurs zu Fall gebracht worden. Das alteingeſeſſene, 
ſolide memelländiſche Handwerk hat ſchwer um ſeine Exiſtenz zu ringen; es wird langſam, 
aber ſicher von den Pfuſchern, die aus Großlitauen in Maſſen zuwandern und billig, aber 
ſchlecht arbeiten, zu Grunde gerichtet. Trotzdem iſt vom Gouverneur gegen ein vom memel: 
ländiſchen Landtag beſchloſſenes Geſetz über die Handwerksausübung, das 
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die Sicherung einer geregelten Handwerkerausbildung zum Ziel gehabt hat, das Veto 
eingelegt worden. Ebenſo ift es einem Geſetz über die Handels ausübung, 
einem Geſetz zum Schutz der Schuldner wiederkehrender Leiſtun⸗ 
gen, einem Geſetz zum Schutz der Genoſſen von Genoſſenſchaften, 
über deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet iſt, und einer Reihe anderer Geſetze 
ergangen, die dazu beſtimmt geweſen ſind, dem Schutz der wirtſchaftlich Schwachen, der 
Aufrechterhaltung des überkommenen ſozialen Niveaus und der Säuberung des Wirt- 
ſchaftslebens von aſozialen und anderen unerwünſchten Elementen zu dienen. Es iſt 
vorgekommen, daß der Gouverneur im Widerſpruch zu den Beſtimmungen des Memel⸗ 
ſtatuts ein Geſetz ohne Begründung abgelehnt hat. Es iſt vorgefommen, daß er 
ſein Veto gegen ein Geſetz mit Momenten begründet hat, die nach den Beſtimmungen des 
Statutes zur Ablehnung eines vom memelländiſchen Landtag beſchloſſenen Geſetzes nicht 
geltend gemacht werden können. Es iſt auch vorgekommen, daß ein und dasſelbe Geſetz 
trotz der den Einſpruchsgründen des Gouverneurs Rechnung tragenden Abänderung durch 
den Landtag mehrmals hintereinander mit immer neuen Begrün⸗ 
dungen vetiert worden ift. Und es ift vorgekommen, daß eine vom memelländifchen 
Landtag beſchloſſene Abänderung eines ſeit langem in Geltung befindlichen memelländiſchen 
Geſetzes vom Gouverneur mit der Begründung abgelehnt worden iſt, daß für dieſes Geſetz 
die autonomen Behörden nicht zuſtändig feien. Uff. 

Es iſt, wie geſagt, tatſächlich ſo, daß die Sozial- und Wirtſchaftsgeſetz⸗ 
gebungstäfigfeit der autonomen Behörden des Mememel⸗ 
gebietes durch die Vetopolitik des Gouverneurs weitgehend 
lahmgelegt iſt. Der Wirtſchaft des Memelgebietes iſt durch dieſe im Dienſte einer 
deutſchfeindlichen Litauiſierungsaktion ſtehenden Politik unabſehbarer Schaden zugefügt 
worden. Es iſt ein unhaltbarer Zuſtand, daß formell zwar dem 
memelländiſchen Landtag die Möglichkeit gegeben wird, Geſetze 
zu beſchließen, daß praktiſch aber gerade die für das Memel⸗ 
gebiet wichtigſten, vom Landtag beſchloſſenen Geſetze infolge 
des Vetos des Gouverneurs nicht in Kraft treten können. Die 
darin liegende Mißachtung der memelländiſchen Autonomie hat 
ein unerträgliches Ausmaß erreicht. R. B. 


Oſftland⸗Chronil 


4 deutſche Schulen in Wolhynien geſperrt 
Bei Inkrafttreten des Privatſchulgeſetzes 
vom 11. März 1932 gab es in ol⸗ 
hynien etwa 80 deutſche Schulen. 
Gegenwärtig ſind dort nur noch 27 deutſche 
Schulen vorhanden, die von 1 774 Kindern 
beſucht werden, während 5 700 deutſche 
Kinder in Schulen mit polniſcher bzw. mit 
polniſch⸗ ukrainiſcher Unterrichtsſprache 
untergebracht ſind oder auch überhaupt 
keine Schule beſuchen. (Siehe „Oſtland“ 
Nr. 9/1938, Seite 179.) Inzwiſchen hat 
ſich die Lage des deutſchen Schulweſens in 
Wolhynien, wie angeſichts der gehäſſigen 
Unterdrückungspolitik der polniſchen Be⸗ 
hörden zu befürchten war, weiter ver⸗ 
ſchlechtert. Entſprechend einer vor einiger 


Zeit erfolgten Ankündigung iſt vier 
deutſchen Privpatſchulen der 
Schließungsbefehl für Ende 


des laufenden Schuljahres zuz 
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geſtellt worden. Gegen die deutſche 
Schule in Jozefin hat das Schul⸗ 
kuratorium angebliche bauliche Mängel 
geltend gemacht. Gegen die deutſche Schule 
in Ceſaryn hat es den Vorwurf 
erhoben, daß ihr Unterrichtsniveau 
den Anforderungen des Schulgeſetzes nicht 
genüge. Im Falle der deutſchen Schule in 
Dombro wa hat es beanſtandet, daß fidh 
unter den 120 Kindern, die dieſe Schule 
beſuchen, auch zwei nichtevangeliſche 
Kinder befinden. Mit derſelben Be⸗ 
gründung iſt bereits vor einiger Zeit der 
von 194 Kindern beſuchten deutſchen Schule 
in Luck der Schließungsbefehl zugeſtellt 
worden. Die Schulleitung hat, um dem 
Verlangen des Kuratoriums nachzukommen, 
die wenigen Kinder nichtevangeliſchen Be- 
kenntniſſes aus der Schule entfernt. Das 
Kuratorium aber hat dieſe Maßnahme 
nicht zur Kenntnis genommen! 


3 deutſche Schulen in Poſen gefchloffen 


Auch das Deutſchtum der Wojewod⸗ 
ſchaft Poſen iſt von einem neuen ſchweren 
Schlag gegen ſein Schulweſen betroffen 


worden. Am 10. Mai d. J. hat das 
Poſener Schulkuratorium die Schlie— 
fung der deutſchen privaten 


Volksſchulen in Herrenhofen 
(Kreis Schroda), Rothendorf (Kreis 
Jarotſchin) und Stralkowo (Kreis 
Wreſchen) zum 3 0. Juni d. J. be⸗ 
fohlen. Der Schließungsbefehl iſt er⸗ 
gangen unter Hinweis auf Art. 4 Abſ. 1 b 
des Geſetzes vom 14. März 1932, welcher 
beſagt, daß eine private Schule, Lehr⸗ oder 
Erziehungsanſtalt geſchloſſen werden kann 
(nicht muß!), wenn „das Niveau des 
Unterrichts und der Erziehung in der 
Schule im Laufe der letzten drei Jahre 
ungenügend geweſen iſt“. Die genannten 
drei Schulen werden zur Zeit von über 
120 deutſchen Kindern beſucht, 
die nach der angekündigten Schließung ihrer 
Unterrichtsbetriebe zum Beſuch polniſcher 
Schulen gezwungen ſein werden. Wenn 
man hinzufügt, daß vor einiger Zeit bereits 
zwei andere deutſche private Volksſchulen 
im Poſenſchen, nämlich die Schulen in 
Neutomiſchel und Oſtburg (Kreis 
Hohenſalza), geſchloſſen worden find, fo 
kommt man zu dem Ergebnis, daß das 
Deutſchtum dieſer Wojewodſchaft 
mitten im Schuljahr nicht weniger 
als fünf ſeiner unter großen 
Opfern aufgebauten privaten 
Volksſchulen und damit voll: 
wertige Unterrichtsbetriebe für 
mehrere hundert deutſche Kinder 
eingebüßt hat! 


Wieder 37 deutſche Erziehungsberechtigte 

verurteilt 

In Oſtoberſchleſien fanden in letzter Zeit 
weitere Prozeſſe gegen deutſche 
Erziehungsberechtigte ſtatt, die 
ſich weigerten, ihre Kinder in polniſche 
Schulen zu ſchicken. Am 12. Mai waren es 
9 deutſche Erziehungsberech⸗ 
tigte aus verſchiedenen Gemeinden des 
Kreiſes Rybnik, die ſich vor dem Rybniker 
Bezirksgericht zu verantworten hatten, nach⸗ 
dem ſie gegen die ihnen im Verwaltungs⸗ 
wege auferlegten Geldſtrafen von 30 bis 
60 Zloty Berufung eingelegt hatten. Das 
Gericht verſchärfte die Geldſtrafen zu Haft⸗ 
ſtrafen; die Urteile lauteten auf 1 bis 2 
Monate Haft ohne Bewäh⸗ 
rungsfriſt. Am 19. Mai wurde vor 
dem gleichen Gericht gegen 28 weitere 


deutſche Erziehungsberechtigte, 
die im Verwaltungswege mit Geldſtrafen 
in Höhe von 50 bis 120 Zloty belegt 
worden waren, in derſelben Sache ver⸗ 
handelt. Auch in dieſem Prozeß wurden 
vom Gericht nicht nur die Geldſtrafen be⸗ 
ſtätigt, ſondern die Beſchuldigten wurden 
gleichfalls zuſätzlich mit Haftſtrafen von 4 
bis 8 Wochen belegt. 


14 deutſche Arbeiter entlaſſen 


Am 12. Mai ſtellte die Verwaltung der 
Friedenshükte wiederum 14 deuf: 
ſchen Arbeitern die Kündigung zu. 
Die Kündigungsſchreiben hatten folgenden 
Wortlaut: „Im Auftrage der Direktion 
kündigen wir Ihnen mit dem heutigen Tage 
das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der 
vierzehntägigen Kündigungsfriſt wegen 
Nichteignung zur Ausführung der 
aufgetragenen Arbeiten. Die letzte Schicht 
haben Sie am 26. Mai 1938 zu ver⸗ 
fahren“. Bei den wegen „Nichteignung“ 
entlaſſenen Deutſchen handelte es ſich durch⸗ 
weg um qualifizierte Facharbeiter; 
fie waren ſeit 20, 5. T. ſeit 30 und mehr 
Jahren in der Friedenshütte 
bef häftigt. Die Betroffenen find Mit- 
glieder der Gewerkſchaft deutſcher Arbeiter 
und ihre Kinder befuchen die deutſche 
Minderheitsſchule. Die „Nichteignung“ iſt 
alſo nicht im techniſchen, ſondern im 
nationalen Sinne gemeint. Das heißt, der 
wirkliche Entlaſſungsgrund iſt die deutſche 
Volkszugehörigkeit. 


Exmiſſion eines deutſchen Bauern 


Am 11. Mai wurde der deutſche 
Landwirt Heinrich Hoeth in 
Glino, Kreis Neutomiſchel, mit ſeiner acht⸗ 
köpfigen Familie von ſeinem Beſitz⸗ 
tum vertrieben. Hoeth hatte im 
Jahre 1922 von einer anderen deutſchen 
Familie ein 17,13 Hektar großes Grund⸗ 
ſtück gekauft. Das Bezirkslandamt Poſen 
hatte dieſen Kauf jedoch nicht genehmigt. 
Vielmehr war im Jahre 1928 unter A n- 
wendung des Vorkaufsrechtes 
der Staatsſchatz als Eigentümer in das 
Grundbuch eingetragen worden. Mitte 
1934 hatte daraufhin das Bezirkslandamt 
Poſen gegen Hoeth Räumungsflage 
erhoben. In dieſem Verfahren wurde 
Hoeth am 24. März d. J. vom Poſener 
Bezirksgericht zur Herausgabe des Grund⸗ 
ſtücks verurteilt. Am 11. Mai fand dann 
die Exmiſſion durch den Gerichts- 
vollzieher ſtatt. Es iſt der 14. Fall 
in den drei letzten Jahren. 
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Deutſcher Verein in Wilna nicht genehmigt 


Die Deutſchen in Wilna, die eine 
zwar verhältnismäßig kleine, aber feft ge- 
ſchloſſene Gruppe bilden, ſtellten bei der 
Staroſtei vor längerer Zeit den Antrag 
auf Genehmigung eines deut⸗ 
ſchen Jugendvereins. Die zur Ger 
nehmigung eingereichten Satzungen ſahen 
ausdrücklich das Verbot jeder politiſchen 
Betätigung vor. Trotzdem genehmigte die 
Staroſtei die deutſche Vereinsgründung 
nicht. Die Deutſchen wandten ſich darauf 
in einem Berufungsverfahren an die Woje⸗ 
wodſchaft. Aber auch dieſe Stelle lehnte 
den Antrag ab, und zwar mit der ſonder⸗ 


baren Begründung, „daß durch die Grün⸗ 
dung eines ſolchen Vereins die öffentliche 
Sicherheit gefährdet würde“! 


Aus dem Grenzgebiet ausgewieſen 


Der Staroſt des Kreiſes Kolmar wies 
drei deutſche Volksangehörige aus Ga- 
moffchin und Antonin für die Dauer von 
drei Jahren aus der Grenzzone des ge⸗ 
ſamten Staatsgebietes aus. Bei zwei von 
ihnen, Alfred Bleich aus Samotſchin und 
Wilhelm Pötter aus Antonin, wurde die 
Ausweiſung mit dem Vergehen des verz 
ſuchten illegalen Grenzübertrittes, deſſen 
ſich die beiden im vergangenen Jahre 
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Germanen 
als politische Führerschicht der slawischen Stämme des Mittelalters 


Das erste Erscheinen slawischer Stämme im ostdeutsch-polnischen Raum und 
in den Sudetenländern spielt sich in Formen ab, die in der Geschichte ohne Gegen- 
stück sind. Lose zusammengefaßte Stammesverbände ohne 
höhere Kultur, in ärmlichen Lebensverhältnissen siedeln sich planlos zwischen 
den in der alten Heimat verbliebenen Germanen an, übernehmen viele Kulturgüter, 
die sie vorfinden und gehen fortan in derselben urtümlichen Art ihrem Lebens- 
unterhalt nach, wie sie es in ihrer ostpolnisch-westrussischen Urheimat von jeher 
gewohnt waren. 

Ständige Wirren untereinander sind das Zeichen mangelnder poli- 
tischer Gestaltungskraft, ja die Freiheit geht ihnen in Kurzem verloren. 
So durchzieht die slawische Frühgeschichte eine unterbrochene Kette 
von Fremdherrschaften, denen die slawischen Völker bis in die Neuzeit 
hinein immer wieder ihr Haupt gebeugt haben (in Rußland: Tataren, Mongolen, 
Deutsch-Balten, Juden, Georgier usw., in den Sudetenländern: Deutsche und 
Madjaren, in Südslavien: Awaren, Deutsche, Madjaren, Türken u. d.). 

In der Frühgeschichte sind die slawischen Stämme nach zeitweiser Unter- 
drückung durch das turko-tatarische Reitervolk der Awaren hauptsächlich durch 
Germanen politisch zusammengefaßt worden. 

Im 4. Jahrhundert gehören die Slawen, noch weit im Osten sitzend, zum 
Reiche des Gotenkönigs Ermanarich. Durch die Hunnen aufgestört, ziehen 
sie — wohl als „Wanderarbeiter“ — unter gotischer Führung nach Westen, wo sie 
ostgermanische Sippen vorfinden und in sich einschmelzen. Schon im 7. Jahr- 
hundert findet ein großer Teil der Westslawen neue politische Führer in dem 
Franken Samo und seiner Gefolgschaft, die ein Reich in den Sudetenländern und 
Mitteldeutschland aufrichten. Seit dem 9. Jahrhundert bestimmen 
einerseits die Deutschen,andererseitsnorwegische, dänische 
und schwedische Wikinger die Geschicke des Slawentums. 
Um Nowgorod (Naugard), später Kiew e bildet sich der Wikingerstaat 
des Warägers Rurik (nord. Rörek) und seiner Nachkommen, die Keimzelle des 
russischen Reiches („Rus nennen sich die Gefolgsleute Röreks selbst! ). 

Anfang des 10. Jahrhunderts erhebt sich das Reich der Piasten 
(germanischer Geschlechtsname!), dessen erster bekannter Fürst Dago (nord. Dagr. 
d. h. Schwert, Degen) heißt. Sein Hauptort Gnesen wird der Mittelpunkt dieses 
später „Polen“ genannten Staatswesens. 

Auch das in Böhmen zur Herrschaft gelangte Geschlecht der Przemysliden 
ist mit Wikingerblut durchsetzt, wird überdies durch Heiraten und Kulturwillen 
ein deutsches Fürstengeschlecht, ebenso wie die Piasten deuisches Blut in sich auf- 
nehmen. Die westlichen slawischen Stämme kommen seit dem 8. Jahrhundert 
unter deutsche Herrschaft; schon Otto I. macht die böhmischen Fürsten und die 
Piasten zu Lehnsmännern und regiert über ihre Untertanen. 


Ergebnis: Seitihrem Auftreten in der Geschichte fehlt den Slawen politische 
Gestallungskraft. Wo sie zu Staatswesen zusammengefaßt werden, bedürfen sie 
germanischer Führer! 
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ſchuldig gemacht hatten, begründet. Bleich 
und Pötter ſind Jungbauern, ſie werden, 
da ihre Väter Kriegsinvaliden ſind, als 
einzige Söhne zur Aufrechferhaltung der 
bäterlichen Wirtſchaften dringend benötigt. 
Man geht wohl nicht fehl in der An⸗ 
nahme, daß die Hoffnung, auf dieſe Weiſe 
zwei deutſche Bauernhöfe zugrunde richten 
zu können, bei dem Entſchluß, die beiden 
Deutſchen aus der Grenzzone auszuweiſen 
und damit als „politiſch unzuverläſſig“ zu 
brandmarken, enffcheidend mitgeſpielt hat. 


Deutſche Veranſtaltungen verboten 


Die Jungdeutſche Partei hatte 
für den 15. Mai, den Tag der Arbeit, eine 
Kundgebung auf dem Sport— 
platz des 1. F. C. Kattowitz geplant. 
Die Kundgebung konnte nicht durch- 
geführt werden, da die Kattowitzer 
Intereſſengemeinſchaft als die Eigentümerin 
des Sportplatzgeländes gegen deſſen Ver⸗ 
wendung für eine Deuffche Kundgebung 
Einſpruch erhob und für den Fall, daß die 
Kundgebung dennoch veranſtaltet würde, 
dem 1. F. C. mit der ſofortigen Löſung des 
Pachtverhältniſſes drohte. — Am 22. Mai 
ſollte in Bromberg die 1. Deutſche 
Leiſtungsſchau des Handwerks 
und der geiſtig ſchaffenden Deutſchen er- 
öffnet werden. Die Schau ſollte ein ein⸗ 
dringliches Bild vom Schaffen der Deut⸗ 
ſchen in Polen geben; ſie war zwei Wochen 
vorher ordnungsgemäß angemeldet worden. 
Die Veranſtaltung wurde 24 Stunden 
vor Eröffnung vom Staroſten 
verboten. 


Polniſche Matroſen unter Danziger 

Polizeiaufſicht 

Der „Danziger Vorpoſten“ brachte in 
ſeiner Nummer vom 20. Mai d. J. ein 
Bild, das an ein ganz ähnliches Bild er⸗ 
innerte, das vor einer Reihe von Jahren 
veröffentlicht wurde Das Bild zeigt fünf 
polniſche Matroſen, die, ge: 
folgt von zwei Danziger Poli⸗ 
zeibeamtenundvoneiner Schar 
amüſiert lachender Kinder be⸗ 
gleitet, durch eine Straße der 
deutſche Stadt Danzig „patrvuil⸗ 
lieren“. Bor einigen Jahren hatte 
dieſer Vorfall einen ſchweren Konflikt 
zwiſchen der Freien Stadt und Polen zur 
Folge. Damals nämlich hatte der Komman⸗ 
dant eines im Danziger Hafen liegenden 
Kriegsſchiffes, ohne die vorherige Geneh⸗ 
migung des Danziger Polizeipräſidenten 
eingeholt zu haben, eine Patrouille an 


Land geſchickt, die den Auftrag hatte, für 
die gute Führung der auf Urlaub in der 
Stadt befindlichen polniſchen Matroſen zu 
ſorgen. Jetzt handelt es ſich um beantragte 
und genehmigte Streifen der Mannſchaften 
zweier polniſcher Kriegsſchiffe, die bei der 
Danziger Werft im Dock zur Reparatur 
liegen. Der „Danziger Vorpoſten“ fügte 
dem Bild als private Meinung der Schrift⸗ 
leitung folgende ganz richtige Bemerkung 
hinzu: „Wenn die polniſchen Matroſen 
fi) anſtändig benehmen würden, 
brauchte ihr Streifendienſt nicht einzu⸗ 
greifen, dann wären auch die auf dem Bild 
mit einigen Schritten Abſtand ſichtbaren 
Schutzpolizeibeamten als Beruhigungspille 
für die Danziger Gemüter überflüſſig. So⸗ 
mit wäre auch der ‚Parademarſch polniſcher 
Truppen in Danzig‘ unnötig und es entfiele 
die Möglichkeit, durch ein militantes Schau⸗ 
ſpiel vielleicht wider Willen und entgegen 
den Abſichten derjenigen, die es angeht, die 
Lachmuskeln der Danziger zu reizen.“ In 
der Tat machen die polniſchen Krieger, die 
da in den Danziger Straßen im Bewußt⸗ 
ſein ihrer lächerlichen Situation unter der 
Aufſicht und dem Schutz deutſcher Polizei- 
beamter ihren „Streifendienſt“ verſehen, 
alles andere als einen heroiſchen Eindruck. 
Die Danziger Jungen haben an dem für 
Polen tragikomiſchen Anblick offenſichtlich 
ihren beſonderen Spaß. 


Ein ſchlecht angenähter Knopf 


Aus Anlaß des polniſchen Nationalfeier⸗ 
tages fand in Danzig am 3. Mai eine 
Kundgebung des dortigen polniſchen Volks⸗ 
ſplitters ſtalt. Im Rahmen der Kund- 
gebung ſprach der Präſident der Geez und 
Kolonialliga, General Kwasniewſki. 
Der Inhalt der Rede dieſes Generals 
ſtellte, zumal fie auf Danziger Boden ge: 
halten wurde, eine Provokation und 
Anmaßung dar. Einem Bericht des 
„Kurjer Poznanſki“ zufolge führte Kwas⸗ 
niewſki u. a. folgendes aus: Die Freie 
Stadt Danzig ſei ſowohl innenpolitiſch wie 
auch außenpolitiſch mit niemandem anderen 
als allein mit Polen auf Tod und Leben 
verbunden (N). Polen fei Danzigs Er⸗ 
nährer (2). Polen müſſe wenn auch 
ſchmale, ſo doch ſtark beſetzte Tore nach 
dem Meere hin haben, und der einzige 
Schlüſſel zu dieſen Toren müſſe ſich un⸗ 
widerruflich in der eiſernen Hand Polens 
befinden. Die Schließung der Weichſel⸗ 
mündung müßte in Polen eine große Ueber- 
ſchwemmung hervorrufen, die das an den 
Ufern dieſes Waſſers wohnende Volk dazu 
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zwingen könnte, die Weichſeltore mit Ge- 
walt zu ſprengen, um den freien Zugang 
zum Meere zu gewinnen. Die polniſche 
Bevölkerung ſei wegen der Danziger Frage 
mit Sorge erfüllt, die ſich in den Zorn 
eines 34⸗Millionen⸗Volkes (21) verwandeln 
könnte. Danzig ſei, ſo meinte der General 
in Anlehnung an ein Wort des Marſchalls 
Rydz⸗Smigly, ein Knopf an der pol⸗ 
niſchen Uniform, der vielleicht 
ſchlecht angenäht ſei, den ſich Polen aber 
unter keinen Ulmſtänden werde abreißen 
laſſen. „Der Danziger Vorpoſten“ ſtellte 
in ſeiner Zurückweiſung dieſer provoka⸗ 
£orifchen und anmaßenden Rede des polni- 
ſchen Generals ganz ſachlich und nüchtern 
folgendes feſt: „Die Uniform, unter deren 
Zeichen Danzig lebt, iſt die braune Uniform 
des Nationalſozialismus. Alle Knöpfe an 
dieſer Uniform ſitzen gewöhnlich feſt, ſtets 
bereit zum Appell.“ Mehr iſt zu dieſer 
Rede des polniſchen Generals auch kaum zu 
bemerken. 


Die letzten Verurteilten des Kauener 
Kriegsgerichtsprozeſſes begnadigt 


Staatspräſident Smetona hat die 
letzten ſechs Verurteilten des Kauener 
Kriegsgerichtsprozeſſes von 1935 bez 
gnadigt. Es handelt fih um die vier vom 
Kriegsgericht zunächſt zum Tode verur⸗ 
teilten und ſpäter zu lebenslänglichem 
Zuchthaus begnadigten Memelländer 
Walter Prieß, Ewald Boll, Emil 
Lepa und Heinrich Wan nagat, ſowie 
um die vom Kriegsgericht zu lebensläng⸗ 
lichem Zuchthaus verurteilten Brüder Jo- 
hann und Ernſt Wallat. Mit der Be⸗ 
gnadigung dieſer ſechs Memelländer hat 
Staatspräſident Smetona ein beſonders 
finſteres Kapitel der litauiſchen Juſtiz 
liquidiert. Die geſundheitlichen und wirtk⸗ 
ſchaftlichen Schäden, die den Betroffenen 
und ihren Angehörigen durch das Kriegs⸗ 
gerichtsurteil zugefügt worden ſind, werden 
durch dieſen mit dreijähriger Verſpätung 
eintretenden Gnadenakt nicht ungeſchehen 
gemacht. 


Noch ein Opfer der polniſchen Kleptomanie 


Nachdem bereits Nikolaus Copper— 
nicus und Johann Hevelius von 
der polniſchen Propaganda in „Polen“ um- 
gefälſcht worden ſind, hat nun noch einen 
weiteren großen Naturforſcher dasſelbe 
Schickſal ereilt: David Gabriel 
Fahrenheit. Die in Milwaukee (II SA.) 
erſcheinenden „Nowiny Polſkie“ brachten 
vor einiger Zeit einen Artikel, der von 
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mehreren Blättern in Polen nachgedruckt 
wurde. In dieſem Artikel wird u. a. be⸗ 
hauptet: Das Fahrenheitſche Thermometer 
ei „in Polen erfunden“ worden und der 
Erfinder ſelbſt fei „ein Pole“ geweſen. 
Nach einigen Bemerkungen über die Be⸗ 
deutung dieſer Erfindung, die ſpäter von 
Celſius und Reaumur ausgewertet worden 
ſei, und über das Leben des im Jahre 1688 
in Danzig geborenen und ſpäter nach Eng⸗ 
land ausgewanderten Naturforſchers, 
ſchließt die Notiz mit folgendem Satz: 
„Trotz ſeines fremdklingenden Namens 
hielt er ſich bis an ſein Lebensende für einen 
Polen, was er auf Schritt und Tritt be⸗ 
tonte”. Es genügt feſtzuſtellen, daß Fahren⸗ 
heit nicht in Polen, ſondern in 
Danzig, alſo einer deutſchen Stadt, 
geboren wurde, und daß von dem polni⸗ 
ſchen Blatt in Milwaukee nicht die Spur 
eines Beweiſes für die angebliche polniſche 


Volkszugehörigkeit des Forſchers oder gar 


für deſſen polniſches Volkstumsbekennt⸗ 
nis vorgebracht werden konnte. Der Fall 
Fahrenheit iſt ein neues Beiſpiel der ſich 
immer mehr zu einem internationalen 
Skandal auswachſenden Kleptomanie der 
Träger der polniſchen Kulturpropaganda. 


Name und Schickſal als Symbol 

Vor Jahren baute die See⸗ und 
Kolonialliga (Liga Morſka i Rolo- 
nialna) zur Hebung der polniſchen See⸗ 


ſchiffahrt und als Symbol für die Ziele 


der Liga ein Segelſchiff, das den 
Namen „Elemka“ (Abkürzung des 
Namens der Liga) erhielt. Ueber das 
Schickſal dieſes Schiffes berichtete am 
20. Mai d. J. der Krakauer „Iluſtrowany 
Kurjer Codzienny“ in einer kurzen Notiz: 
„Seit mehreren Jahren liegt im Gdingener 
Hafen untätig das Segelſchiff ‚Elemfa‘. 
Jetzt hat die See- und Kolonialliga als 
Eigentümerin des Schiffes den Segler für 
50 000 Zloty an einen däniſchen Kapitän 
verkauft. So endete die Geſchichte der 
‚Elemfa‘, die nur eine Fahrt von 
Gdingen nach dem Nahen Oſten gemacht 
hat und ſofort nach Gdingen zurückgekehrt 
iſt, wobei die Beſatzung in ſtän⸗ 
diger Angſt lebte, daß das 
Schiff untergehen würde.“ Wie 
der Name, ſo kann man wohl auch das 
Schickſal dieſes polniſchen Schiffes als 
ſymbolhaft anſprechen. 


Lettlands Landwirtſchaft ohne Arbeitskräfte 


Die bevölkerungspolitiſche Lage in Lett⸗ 
land bereitet der Rigaer Regierung 
wachſende Sorge. Die Landflucht hat 


weiteſte Kreiſe des lettiſchen Volkes erfaßt 
und in einzelnen Landesteilen, ſo z. B. im 
Mitauer Landkreis, wie bereits mehrfach 
von amtlicher Stelle feſtgeſtellt worden iſt, 
ſchon dazu geführt, daß faft nur noch 
die ältere Generation auf dem 
Lande verbleibt, während die jüngere 
Generation nahezu reſtlos in die Städte ab⸗ 
wandert und ſich dort nichtagrariſchen Be⸗ 
rufen zuwendet. Die Leutenot in der left: 
ländiſchen Landwirtſchaft iſt ein Problem, 
das trog Lettgallens ohne die maſſenweiſe 
Heranziehung landwirtſchaftlicher Ar: 
beitskräfte aus dem Ausland, 
alſo Polen und Litauen, nicht mehr gelöſt 
werden kann. Mit den von der Regierung 
ergriffenen Maßnahmen, durch die Tech⸗ 
niſierung der lettländiſchen 
Landwirtſchaft die fehlenden Mens 
ſchen zu erſetzen, läßt ſich das Problem nicht 
mehr meiſtern. Die Zahl der eigenen Land⸗ 
arbeiter und Hirten iſt in Lettland auf 
etwa je 50 000 geſunken. Dagegen ift die 
Zahl der Induſtrie arbeiter, deren 
weitaus größter Teil ſich in Riga konzen⸗ 
triert, in den letzten acht Jahren von 
72000 auf über 110 000 geftiegen. Die 
Rigaer Regierung ſieht ſich unter dieſen 
Umſtänden zu neuen durchgreifenden Maf- 
nahmen gegen die Landflucht gezwungen. 
Es ſoll die Abſicht beſtehen, die in den 
letzten Jahren ſtark geförderte In d u ft r i - 
alifierung Lettlands zu droſſeln. 
Vor allem ſoll beabſichtigt ſein, ver⸗ 
ſchiedene, über die Bedürfniſſe des Klein⸗ 


ſtaates hinausgehende große Bauvorhaben 
zu ſtoppen und einige tauſend Bau- und 
ſonſtige Induſtriearbeiter wieder der Land⸗ 
wirtſchaft zuzuführen. Es iſt anzunehmen, 
daß es hierbei nicht ohne ſtaatlichen Zwang 
abgehen wird. Daß es einmal ſo hat 
kommen müſſen, hat man ſchon ſeit langem 
vorausſehen können. Lange genug hat die 
Rigaer Regierung eine Wirtſchafts⸗ 
politik betrieben, die der Struk⸗ 
tur des Staates in keiner Weiſe 
entſpricht, die Entvölkerung des flachen 
Landes beſchleunigt, die Unterwanderung 
durch fremdes Volkstum begünſtigt und 
damit letzten Endes durch die Vernichtung 
ſeiner bäuerlichen Kraftquellen den Beſtand 
des lettiſchen Volkstums gefährdet. Lange 
genug hat die Rigaer Regierung eine Ent⸗ 
wicklung begünſtigt, die das lettiſche 
Volk dazu verleitet hat, über 
feine Verhältniſſe zu leben, 
eine Wirtſchaftskraft zur Schau zu tragen, 
der die realen Grundlagen im Lande fehlen, 
und dem jungen Staat eine Faſſade zu 
geben, die weder ſeinen Notwendigkeiten noch 
ſeinen Möglichkeiten entſpricht. Die 
deutſchfeindliche Politik der 
Rigaer Regierung, die namentlich in den 
letzten Jahren darauf ausgegangen iſt, das 
Deutſchtum auch aus dem Handels: und 
Induſtrieſektor des lettländiſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens herauszudrängen, beginnt 
ſich am lettiſchen Volkstum 
grauſam zu rächen. 


Bücher über den Oſten 


Die oberſchleſiſche Volksbewegung. Beiträge 
zur Tätigkeit der Vereinigung Heimattreuer 
Oberſchleſier 1918—1924. Von Manfred 
Laubert. Verlag Priebatſchs Buchhandlung, 
Breslau 1938. 200 Seiten mit 10 Bildtafeln 
und 1 Karte. Preis kartoniert 5,60 RM., 
gebunden 7,— RM. — Die Arbeit ſtützt fih 
auf das bisher von der Forſchung nur wenig 
ausgebeutete Archivmaterial der Vereinigten 
Verbände Heimattreuer Oberſchleſier. Dieſe 
Verbände haben in der ſchwerſten Notzeit 
Oberſchleſiens den deutſchen Widerſtand gegen 
die politiſchen Anſprüche der Polen geweckt und 
organiſiert. In ihnen hat dieſer deutſche Wider— 
ſtandswille, der ſich elementar in allen Schichten 
der oberſchleſiſchen Bevölkerung regte, als die 
Gefahr einer Losreißung vom deutſchen Mutter 
lande drohte, feinen Ausdruck als echte Volks⸗ 
bewegung gefunden. Neben dem Selbſtſchutz, 
der mit den Waffen um Oberſchleſien kämpfte, 
waren es diefe, das Volk moraliſch mobiliſie⸗ 


renden und zu praktiſcher Abwehrarbeit ein- 
ſetzenden Verbände, denen es zu verdanken war, 
daß trotz franzöſiſcher und anderer Hilfe ſich 
nicht alle polniſchen Wünſche erfüllten. „Dieſer 
Teilerfolg“, ſo ſtellt Laubert abſchließend feſt, 
„iſt nicht erzielt worden durch die Regierung, 
nicht durch die Parteien, ſondern ungeachtet 
ihres Widerſtandes oder mindeſtens ihrer Paſſi⸗ 
vität, einfach aus dem oberſchleſiſchen Volke 
heraus.“ Das Material, das Laubert vor⸗ 
bringt, vermittelt einen lehrreichen Einblick in 
die vielſeitigen Methoden, pſychologiſchen und 
materiellen Schwierigkeiten der von den Ver⸗ 
einigten Verbänden geleiſteten volkspolitiſchen 
Arbeit, in die unendlich vielgeſtaltige Klein: 
arbeit, die getan werden mußte, in die wechſel⸗ 
volle Taktik der Maſſenbeeinfluſſung und Ein: 
zelwerbung, die immer wieder dem Vorgehen 
des Gegners angepaßt werden mußte, in die 
Hemmungen, die der Arbeit aus der Eng⸗ 
ſtirnigkeit der politiſchen Parteien, aus der 
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Verratsbereitſchaft des Zentrums, aus der Gleich⸗ 
gültigkeit und dem Mißtrauen der Berliner 
Regierungsſtellen erſtanden, und in die Schwie⸗ 
rigkeiten, die aus der Parteilichkeit der Inter⸗ 
alliierten Kommiſſion, der brutalen Aggreſſwi⸗ 
tät des polniſchen Gegners und des zügellofen 
Terrorismus der Korfantybanden den Trägern 
der deutſchen Abwehr erwuchſen. Das Buch 
5 inſofern nicht nur ein Bericht über eine für 

berſchleſten überaus leidvolle Periode, ſondern 
es verdient auch als eine Veröffentlichung 
ſtärkſte Beachtung, aus der die im praktiſchen 
Volkstumskampf Stehenden für ihre eigene täg⸗ 
liche Arbeit manches lernen Fönnen. r K. 


Das öſtliche Mitteleuropa als Verkehrs: 
raum. Von Walter Geisler. Band 15 
der Reihe „Zur Wirtſchaftsgeographie des 
deutſchen Oſtens“. Volk und Reich Verlag, 
Berlin 1938. 73 Seiten. Mit 2 farbigen 
Karten von Herbert Morawe. Preis 4,20 
RM. — Geisler unterſucht in dieſer Arbeit 
die Vorausſetzungen und Gegebenheiten des 
Eiſenbahnverkehrsnetzes im oſtmitteleuropäiſchen 
Naum. Er charakteriſtert die Struktur des 
Eiſenbahnnetzes in den einzelnen Staaten dieſes 
Raumes und wendet der Bedeutung einzelner 
Landſchaften, wie des Wiener Beckens, der 
Mähriſchen Pforte und des mittleren Donau: 
raumes, feine beſondere Aufmerkſamkeit zu. 
Bei der Betrachtung der Verbindungen Oſt⸗ 
deutſchlands mit den angrenzenden Staaten 
tritt die zentrale Lage Berlins als beherrſchender 
Knotenpunkt des geſamten oſtmitteleuropäiſchen 
Eiſenbahnnetzes hervor. Auf den beiliegenden 
Karten iſt für die Vorkriegszeit und die Gegen⸗ 
wart die Bedeutung der Fernverkehrslinien ge⸗ 
kennzeichnet, fo daß die durch die politiſche Neu- 
ordnung Oſtmitteleuropas hervorgerufenen Ver⸗ 
kehrsverlagerungen klar zu verfolgen find. Dr. K. 


Kampf um den deutſchen Lebensraum. Ein 
raumpolitiſcher Atlas mit Erläuterungen. Vom 
politiſchen Ende des Römiſchen Reiches Deutſcher 
Nation bis zum Germaniſchen Reich Deutſcher 
Nation. Herausgegeben von dem Verlage der 
Zeitſchriften „Die Zivilverſorgung“ und „Staats⸗ 
und Selbſtverwaltung“. Kameradſchaft Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft Gersbach u. Co., Berlin W 35. 
155 Seiten. Preis 8,25 RM. — Im Gegen: 
ſatz zu den gebräuchlichen Geſchichtsatlanten, 
auch den zahlreichen „geopolitiſchen Atlanten“, 
die in den letzten Jahren erſchienen ſind, und 
die durchweg die Karte völlig in den Vorder⸗ 
rund ſtellen, ſtehen in dieſem Atlas Karte und 
Fert gleichwertig nebeneinander. Der Stoff 
iſt räumlich ſo angeordnet, daß jeweils neben 
einer Kartenſeite die dazugehörige Tertfeite 
ſteht. Auf je einer Karten- und Textſeite wird jez 
weils ein in ſich abgeſchloſſenes Thema behandelt, 
z. B. die „Beſtimmungen des Weſtfäliſchen 
Friedens von 1648“ oder die „Orientaliſche 
Frage vom Berliner Kongreß bis zum Welt⸗ 
krieg“. 54 ſolche verſchiedenen Themen bilden 
den Inhalt des gut ausgeſtatteten Buches, das 
alle weſentlichen Perioden und Entwicklungs⸗ 
linien des Kampfes um den deutſchen Lebens⸗ 
raum vom Dreißigjährigen Krieg bis zur Gegen- 
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wart behandelt. Die mehrfarbigen Karten ſind 
anſchaulich gezeichnet. Die Texte ſind klar, 
vielſeitig und ſorgfältig durchdacht. Die Blätter 
ſind auswechſelbar, ſo daß vorgeſehene ſpätere 
rgänzungen beigefügt werden können. Im 
Ganzen erfüllt der Atlas die ihm geſtellte Auf: 
gabe, eine lebendige Vorſtellung vom deutſchen 

aumſchickſal zu geben, in hohem Maße. Im. 
Einzelnen ſei auf einige Punkte, die einer 
Korrektur bedürften, aufmerkſam gemacht. Auf 
Seite 7 iſt davon die Rede, daß Friedrich der 
Große „in großzügiger Weiſe eine Brücke 
deutſcher Menſchen über die ehemaligen pol⸗ 
niſchen Gebiete nach Oſtpreußen baute“; das 
ift eine Verkennung der Nationalitätenverhält⸗ 
niſſe in Weſtpreußen z. Z. der Wiedervereini⸗ 
gung dieſes Gebietes mit Preußen und eine 
arge Uleberſchätzung der nationalpolitiſchen Be- 
deutung der friderizianiſchen Siedlungspolitik. 


Auf Seite 15 wird die ſtaatliche Stellun 
Danzigs um die Mitte des 12. e 
mißverſtändlich geſchildert. Auf der Karte 


Seite 28 hätte das Herzogtum Kurland als 
autonomes Gebiet gekennzeichnet werden müſſen. 
Auf Seite 37 wird überſehen, daß die Einver⸗ 
leibung Weſtpreußens und des Ermlandes in 
Polen nicht ſchon durch den 2. Thorner Frieden 
1466, ſondern erſt durch den Rechtsbruch von 
Lublin 1569 erfolgte. Auf der Karte 120, die 
die Nationalitätenfrage in Europa behandelt, 
hätte u. a. die geſonderte Eintragung der Oeſter⸗ 
reicher neben den Deutſchen unterbleiben und 
hätte Südmähren ſtärker deutſch koloriert 
werden müſſen. Uff. Dr. K. 


Deutſches Schickſal. Ein raum- und volks⸗ 
politiſches Erziehungsbuch. Von Walter 
Stuhlfath. Verlag von Julius Beltz, 
Langenſalza⸗Berlin-Leipzig 1937. Heft 6/7 der 
amtlichen Schriftenreihe im Unterrichtsgebrauch 
des Reichsarbeitsdienſtes. — Das Heft enthält 
auf 64 Karten geopolitiſches Anſchauungs⸗ 
material. Auf den Karten wird jeweils ein 
Mindeſtmaß von Einzelheiten gebracht, ſo daß 
von dem eigentlichen Thema nicht abgelenkt 
wird. Die Darſtellungsweiſe ſetzt, wie es den 
Bedürfniſſen der Schulung einer aus allen Be⸗ 
völkerungsſchichten fih zuſammenſetzenden Ge- 
meinſchaft entſpricht, keine beſonderen geſchicht⸗ 
lichen, geographiſchen und anderen Kemmniſſe 
voraus und weiß doch das Weſentliche zu ſagen. 
Gezeigt werden u. a. die politiſche und welt⸗ 
wirtſchaftliche Lage des Deutſchen Reiches vor 
dem Kriege (Bündnis politik, Einkreiſung, Rolo- 
nialpolitik uſw.), die territorialen Folgen des 
Verſailler Diktates, die Zertrümmerung der 
Grenzen im Weſten und Oſten, Frankreichs neue 
Einkreiſungspolitik, die deutſchen Gegenaktionen 
(England, Polen, Italien), die bolſchewiſtiſche 
Drohung, die Schwierigkeiten, die ſich der Her⸗ 
ausbildung einer ſtaatlichen Einigung des 
deutſchen Volkes entgegenſtellten, und deren 
Ueberwindung, die volks⸗ und bevölkerungs⸗ 
politiſchen Probleme des deutſch⸗ſlawiſchen 
Grenzraumes uam. Wie bei all dieſen Karten⸗ 
ſammlungen könnte natürlich auch hier be⸗ 
mängelt werden, daß dieſes oder jenes wichtige 
Problem nicht dargeſtellt worden iſt. Eine Kritik 


dieſer Art liefe aber Gefahr, ſich ins Uferlofe 
zu verlieren. ber auf einige Mängel der in 
der Sammlung enthaltenen Karten ſoll hinge⸗ 
wieſen werden. Die Beſetzung der Ukraine durch 
deutſche Truppen während des Krieges ermög⸗ 
lichte die Ueberwindung der Hungerblockade 
nicht, wenn ſie auch dieſen Zweck verfolgte 
(Karte 11). Die Betonung der Möglichkeit 
einer Gefahr, die aus der geographiſchen Lage 
des wendiſchen Sprachgebietes erwachſen könnte, 
tut den wendiſch ſprechenden Deutſchen Unrecht 
(Karte 14). An der ſtaatlichen Atomifierung 
Oſteuropas war neben Verſailles und Trianon 
auch das Diktat von St. Germain beteiligt 
(Karte 18). Mit den baltiſchen Staaten hat 
Frankreich keine militäriſchen Abmachungen wie 
mit Polen und den Staaten der Kleinen 
Entente getroffen (Karte 21 und 24). Die 
Kartendarſtellung des 1 Gewalt⸗ 
verzichtpaktes iſt geeignet, grundſätzlich falſche 
Vorſtellungen über die Bedeutung dieſes Paktes 
zu erwecken (Karte 22 und 24). Finnland ge⸗ 
hört nicht zum Baltikum, weder geographiſch, 
noch geſchichtlich, noch politiſch (Karte 26). 
Danzig muß grundſätzlich wie das Deutſche 
Reich gekennzeichnet ſein (Karte 27). In 
Maſuren und in der Lauſitz (wie auch im 
Memelgebiet) gibt es kein nichtdeutſches Volks⸗ 


tum (Karte 28 und 51). Dr. K 
Schleſien. Ausfallstor deutſcher Kultur 
nach Oſten im Mittelalter. Von Hermann 


Aubin. Heft 7 der „Schleſienbändchen“. 
40 Seiten mit Karten und Zeichnungen. 13 
Bildtafeln. Flemmings Verlag, Bres lau⸗Deutſch 
Liſſa 1937. Preis 0,80 RM. — Im Laufe von 
anderthalb Jahrhunderten war Schleſien ſo 
weit für das Deutſchtum gewonnen, ſo ſtark 
von bäuerlichen und ſtädtiſchen Siedlungen 
deutſchen Volkstums beſetzt, daß es ſelbſt zum 
Ausgangspunkt deutſcher Auswirkung in den 
weiteren Oſten werden konnte. Es wurde zum 
deutſchen Mittler nach Oſten. In dreifacher 
Hinſicht hat es diefe Mittlerrolle bewieſen: es 
gab ſtarke Ströme deutſcher Siedler nach Polen, 
vor allem Galizien, ſowie nach Preußen und 
Oberungarn ab; es wurde die tragende Brücke 
des deutſchen Handels nach Oſten und es ver⸗ 
mittelte das den landſchaftlichen Bedingungen 
angepaßte deutſche Recht in den geſamten 8 

raum zwiſchen Preußen und Ungarn. lleber 
dieſe deutſchen Leiſtungen Schleſiens, denen ſich 
noch diejenigen auf geiſtigem und kulturellem 
Gebiete anſchließen, erscht Aubin, ein her⸗ 
vorragender Kenner der ſchleſiſchen Geſchichte, 
in dem vorliegenden Bändchen. r K. 


Einführung in die Vorgeſchichte Mittel: 
deutſchlands. Von Carl Engel und Werner 
Radig. Verlags buchhandlung Friedrich Brand- 
ſtetter, Leipzig 1937. 2 Hefte in einem Band 
80 Seiten mit vielen Abbildungen im Text 
und 20 Tafeln. Preis Leinen 3,30 RM. — 
Dieſe beiden Hefte verſuchen auf knappſtem 
Raum die weſentlichen Tatſachen der mittel⸗ 
deutſchen Vorgeſchichte zuſammenzuſtellen. Die 
beiden Verfaſſer haben den wiſſenſchaftlichen 


Stoff auch für den Laien verſtändlich und an- 
ſprechend behandelt. Zahlreiche Abbildungen, 
Kartenſkizzen, ſchematiſche und tabellariſche 
Darſtellungen erleichtern das Verſtändnis der 
Ausführungen, die den mitteldeutſchen Raum 
als den Ausgangs⸗ und Brennpunkt umſtürzen⸗ 
der Völker- und Kulturverſchiebungen im vor 
geſchichtlichen Europa erkennen laffen. Dr. K. 


Der Deutſche im Oſten. Monatsſchrift für 
Kultur, Politik und Unterhaltung. Heraus- 
geber Wilhelm Zarske. Schriftleiter 
Karl Hans Fuchs. Verlag „Der Danziger 
Vorpoſten“. Bezugspreis vierteljährlich 3,50 
NM. (Preis des Einzelheftes 1,50 RM.). 
— Das erſte Heft dieſer neuen, dem deutſchen 
Oſten gewidmeten Monatsſchrift iſt im März 
d. J. erſchienen. Die Aufgabe, die ſie ſich ge⸗ 
ſtellt hat, iſt, nach den bisher erſchienenen drei 
Heften zu urteilen, der Darftellung und Börde: 
rung des geiſtigen Lebens des Deutſchtums im 
Oſten zu dienen, und zwar wird der Oſten 
dabei verſtanden in ſeiner ganzen Ausdehnung 
von der Memel bis zu den Karawanken und in 
der ganzen Tiefe des oſtmitteleuropäiſchen 
Raumes. Die Zeitſchrift ſucht dieſer meit: 
geſteckten Aufgabe einmal dadurch gerecht zu 
werden, daß ſie das Deutſchtum in ſeiner 
kulturellen Erſcheinung und in ſeiner geiſtigen 
Auseinanderſetzung mit den fremden Volks⸗ 
tümern dieſes Raumes geſchichtlich und gegen- 
wärtig beleuchtet, und zum anderen dadurch, 
daß ſie Vertreter der oſtdeutſchen Dichtung uſw. 
ſelber zu Wort kommen läßt, wie Robert Hohl⸗ 
baum, Hans Niekrawietz, Hans Fr. Blunck, 
Ottfried Graf Finckenſtein, Paul Brock, Hery⸗ 
bert Menzel, Ernſt Leibl uam. Das Mai-Heft 
bringt Arbeiten von Werner Daitz „Deutſch⸗ 
land und der Oſtſeeraum“, Heinz Bröker 
„Schleſiens Feierſtätte am Annaberg“, Karl 
Viererbl „Einiges Sudetendeutſchtum“, Niels 
von Holſt „Kunſt des Baltenlandes — deutſche 
Kolorialkunſt“, Erich Lindow „Die Muſik als 
großdeutſches Zeugnis“, Karl Hans Fuchs „Pil⸗ 
ſudſki“, Elfriede Reiß „Ferdinand von Schill“, 
ferner Erzählungen, Reiſeſchilderungen und Ge: 
dichte von Ernſt Leibl, Kilian Knoll, Detlev 
Krannhals, Ottfried Graf Finckenſtein. In 
einem Anhang werden gegenwartspolitiſche 
Fragen des Oſtens geſtreift. Die Hefte ent⸗ 
halten zahlreiche Bilder. Dr. K. 


Pankrac. Herzhafte Geſchichten aus 
Deutſchböhmerland. Von erner Erd⸗ 
hoff. Schwarzhäupter-Verlag, Leipzig⸗Berlin 
1938. 176 Seiten. Preis 3,.— RM. — 
Es ſind kurze und manchem vielleicht zunächſt 
nebenſächlich erſcheinende Epiſoden aus dem 
ſudetendeutſchen Volkstumskampf, die der Ver⸗ 
faſſer in dieſem Buch erzählt. Aber wie ſich 
das, was man „politiſchen Kampf“ nennt, in 
der Wirklichkeit des Alltags in ungezählte Ein⸗ 
zelerſcheinungen auflöſt, ſo läßt ſich der Volks⸗ 
tumskampf von dem, der ihn nicht ſelber mit- 
erlebt, weniger durch theoretiſche Darlegungen, 
als durch Berichte über eben dieſe unzähligen 
Einzelerſcheinungen am beſten begreifen. Erd— 
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hoff verſteht gut und lebhaft zu erzählen. Er 
gibt mit ſeinen Geſchichten dem tſchechiſchen 
Gegner einige bittere Pillen zu ſchlucken Die 
Geſchichten, die aus der Kampfzeit der 1933 
aufgelöſten Deutſchen Nationalſozialiſtiſchen 
Arbeiterpartei ſtammen, legen Zeugnis ab von 
der geſunden Kraft und dem kameradſchaftlichen 
Geiſt, die den ſudetendeutſchen Kampf um 
völkiſche Selbſtbehauptung und Selbſtbeſtim— 
mung beſeelen. Dieſer Kampf wird von gläu— 
bigen Menſchen und tapferen Herzen getragen, 
die dem heute ſtaatsbeberrſchenden tſchechiſchen 
Pöbel gegenüber ihren deutſchen Stolz und die 
Gewißheit ihres kommenden Sieges bewahren. 
Wirklich herzhafte Geſchichten ſind das, ſo die 
Geſchichte von dem deutſchen Profeſſor, der in 
einer nationalſozialiſtiſchen Verſammlung plötz⸗ 
lich anfängt, zu den vor ihm ſitzenden Arbeitern 
im unverfälfchten egerländer Dialekt zu ſprechen 
und den tſchechiſchen Aufpaſſer mit dummen 
Geſicht dabeiſitzen läßt, oder die Geſchichte vom 
Buchecker⸗Toni und Fiſchgruber-Michl, die eine 
Luftſchutzübung verſchlafen und darauf wegen 
„beſonderer Tüchtigkeit“ vom Staat eine öffent- 
liche Anerkennung erhalten, uff. „Wenn in 
dieſem Buche“, ſo ſagt der Verfaſſer in der 
Einleitung, „mehr Fröhliches erzählt wird, dann 
auch deswegen, weil uns der Glaube an das 
Leben unſeres Volkes nie verlorengegangen war 
und wir wußten, daß zum politiſchen Kampf 
ein eiſerner Wille und ein fröhliches Herz 
gehört. Am Ende wird immer nur der Tapfere 
ſiegen, dem der Kampf zur Freude gereicht.“ 
Deshalb wird das Buch gerade denen gefallen, 
die ſelber als Nationalſozialiſten eine ſchwere, 
aber doch ſchöne Kampfzeit mitgemacht haben. 
nd gerade die werden es auch ſein, die die 


Bedeutung des Kampfes, der drüben in Gu 
detendeutſchland mit erbitterter Heftigkeit tobt, 
recht zu begreifen vermögen. Dr. K. 


Oſtdeutſche Monatshefte. Herausgegeben 
von Carl Lauge. Inter Mitwirkung der 
Deutſchen Akademie. Verlagshaus Bong u. Co., 
Berlin. Preis des Einzelheftes 1,25 RM. 
— Mit Beginn des 19. Jahrhunderts find die 
„Oſtdeutſchen Monatshefte“ vom Verlag Georg 


Stilke an einen anderen Verlag übergegangen. 


Zugleich iſt eine Aenderung im inneren Aufbau 
der Zeitſchrift feſtzuſtellen. Trotz zweifellos 
beften Willens aller Beteiligten, dem Tempo 
und dem Geiſt der neuen Zeit gerecht zu werden, 
machten die „Oſtdeutſchen Monatshefte“ in 
den letzten Jahren in zunehmendem Maße 
einen etwas ſenilen, allzu äſthetiſchen und reich: 
lich wirklichkeitsfremden Eindruck, der die be- 
rechtigte Kritik der jüngeren, politiſch ausge- 
richteten kulturſchaffenden Kräfte des Oſtens 
und vor allem Danzigs herausforderte. Mit 
der 1. Nummer des 19. Jahrgangs (April 1938) 
ift nun ein erfreulicher Verſuch gemacht worden, 
in die im Ganzen verdieuſtvolle Arbeit der 
„Oſtdeutſchen Monatshefte“ wieder einen Zug 
kräftigeren Lebens und politiſcher Aktivität zu 
bringen. Drei größere Arbeiten, Aufſätze „Zur 
Vor und Frühgeſchichte im deutſchen Often” 
(Bruno Ehrlich), „Wie mir der deutſche Oſten 
zur Heimat wurde“ (Wilhelm Heye) und 
„Danzig und die Kunſt des 18. Jahrhunderts“ 
(Willi Droſt) bilden den Hauptteil des Heftes. 
Den Reſt nehmen kulturpolitiſche Betrachtungen 
und Notizen, ſowie Buchbeſprechungen ein. 
Dr. K. 


Verlag Dr. Friedrich Osmer, lin SW 61, Lankwißzſtr. 2⸗J. — Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto 
Kr es el, Verl dbu, Jüſtr. 2. — Druck: Weſtkrenz⸗ Druckerei GmbH., Berlin⸗Lichtenrade, Moltleſtr. 7. — 


Verantwortlich für 


zeigen: Kurt Haupt, Fichtenan b. Berlin. — Erſcheint monatlich zweimal. Doflbegug, 9. 


jährlich RM. 0,90. Ei AM. 0,20 und RM. 0,05 Poſtgebühr. — Anzeigenpreisliſte 4. — J. d. 
Alle Zuſchriften ſind ban den Bund Deutſcher Often, Berlin W30, Motzſtr. 46 (Fernruf 25 09 14) zu richten. 


Preukilche Soit 


ie größte Tageszeitung 


ın 


Ostpreußen 


Das Sprachrohr von Partei und Staat 


Tischlereibedarf 
Sperrholz . Fourniere 


Wilhelm Tappmeyer, Königsberg Pr., Gebauhrstr.50. Rul 33337 
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OSTPREUSSEN — 7 


CAILLE & LEBELT 125 ‚Alenteiner Bier“ Bier“ 


reinigt chemilch Seldkisf unda 
Königsberg i. Pr. 5 


Ein Bier von Pilsner Charakter 


Nähmaschinen Drei Worte allezeit bewahre: 
in technischer Vollendung, für jed. Haushalı 
a Zahlungsweise! l i 5 
er ündelsicher 
IE H. Althoff èr 8 
AUN NORN Könlgsberg/Pr., Gr, Schloßtelchsir.8 
. (em Paradeplatz) Kreissparkasse Ortelsburg 


Zweigstellen: Willenberg und Friedrichshof 


Knittel & Welker 
E Werkzeugmaschinen - Werkzeuge 
Beton und Eisenbetonbau für Eisenbearbeitung und Holzbearbeitung 
Hoch- und Tiefbau Knuth &Jllas, Königsberg, Steindamm177 
Königsberg i. Pr. Ruf 23384 —5ðÜ ren 


. Werdet Mitglied der NSV 


Heizungen Zentralheizungen 
Wasserleitungen Lüftungsbau 
Bäder usw. Sanitäre Anlagen 


Helzungsbau Königsberg 


Walter Schwikal 
Königsberg i. Pr. 


Lingen u. Co. 
Königsberg - Pr. 


Französische Str. 1 Unterhaberberg 26. Tel. 44306 und 44645 


Sparkaſſen dienen in Stadt und Land 
Allen Oeutſchen — nicht einem Stand 


Die öffentlichen 


Stadt- und Kreisſparkaſſen 


— mündelſicher — 


8 Schau nicht rechts 
Annahme von Spareinlagen na nel links 


und Ausgabe von Krediten kauf bei 


Sparkasse des Kreises Osterode Ostpr. |Raudies u. Bugenings 
Zweigstellen in Hohenstein Ostpr., Gilgenburg, Liebemühl und Brückendort | Tilsit, Deutsche Straße 75 
— | Stoffe - fertige Kleidung - Wollwaren 


OPEL personen- u. Lastwagen Gebr. Kittler 
Großreparaturwerk 
Schott & Co., Königsberg Pr. 


Leder für alle Zwecke 
Königsberg Pr. 
Altstädtische Bergstr. 11 


FELLENBERG 


KÖNIGSBERG -A. 5 Kommandit-Ges. 


Stelndamm 139 Zementwaren und 
MÖBELFABRIK Steinholztußböden 


und Einrichtungshaus Königsberg Pr. 


Fernsprecher 42813 


5 Werbt für das „Ostland“ — — 
§. Trifimacher sau geschäft Oskar Gehlhaar 
Spedition u, Großfuhrbetrieh Artur Augurski Königsberg Prop aditten 

Königsberg dr. Hoch-, Tief- und Eisenbetonbau eie 
ende ne erase ned eee. 


Ländl. Wirtschafts-Verein 
zu Treuburg e. G. m. b. H. 
Zweigstellen: Kowahlen, Reuß, Griesen u. Wronken 


Getreide, Saaten 
Futter- und Düngemittel 
Brennmaterialien 


W. Geyssel 

Aufzüge — g 
Förderanlagen 

Tel. 21120 

> Königsberg, Albrechtsir. 23 

2472 20 

je RM 8.85 7 

Gustav 


Go erfz Tischlerei 


een || Emil wol, Allenstein 


= Zeppelinstr:18 Warschauer Straße 38 
Verkauf aller Elektrogeräte III 


in bequemen Monatsraten Ohne Werbung 


keine Besucht den 
un | deutschen Osten! 


heißt I Ostdeutsche Grenzschittanrt W 
Sparen 1 Z= 


Elektrisch kochen — angenehm 
u... Und bilig ist es außerdem 


Elektro - Gemeinschaft Tilsit 


Zukunft Fernruf 2217 Tilsit Packhofstr. 1 
sorgen! 


Städt. Sparkasse Tilsit erg 


Darum spare bei der Personen- und Schleppschiffahrt 


Sonderdampfer / Kies- und Stein- 
Heferungen / 6 fo Schwimmkran 


